



DLANDEBESKRAT Il. Wahlperiode / 39. Sitzung. 


et 
SAARGEBIETES. 1. Sitzungsperiode 1928. 


Stenographischer Bericht 
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über die an Yaustaß,den 3.März 1928 im Sitzungssaal 
des Kathauses der Stadt Saarbrücken stattgefundene 
Sitzung des Landesrates. 





Vorsitzender Scheuer: Neine Herren! rd eröffne hiermit 
die Sitzung ( 9 Uhr 50 lünuten 


Die Regierungskomnission ist vertreten durch 
Bean SR IHR SBLUE Ib VEFLFELEN QAuren 


Herrn Oberregierungsrat Dr. He i n, als Staats- 
kommissar. 


Von den \itgliedern fehlen entschuldigt die 
Herren: Tr 


Albert (DWP)-Althein; Wilhelm (Z)-Wehrden;, / 
Dr. liax von Vopelius (DSV)-Sulzbach; Karius Ir 
Saarbrücken; Kratz (2)-Neunkirchen; Schneider (SP)- 
Saarbrücken; Sticher (KP)-Ottweiler. 
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Tagesordnung 
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liegt Ihnen vor. Sie umfaßt folgende Punkte: 
Begutächtung der Verordnungsentwürfe betr.: 


1) Organisation des Arbeitsnachweiswesens in 
Daargebiet; 


ZA PT 


£) Vorläufige Regelung der Elektrizitätswirt- 
schaft im Saargebiet; 


3) hegelung der Ferngasversorgung; 

4) Abänderung der Unsatzsteuerverordnung vom % 
8.Dezember 19%, 16.April 1925,28.April 19&6 
7.Juli 1926, <2.April 1927,14.September 1927. 


5) Abänderung des $ 4 der Kreisordnung. 
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Bevor wir in die Tagesordnung eintreten,dar! 
ich an das schwere Grubenunglück erinnern,das dieser 
Tage in Westfalen eine heihe Bergleute betroffen hat. 
5 darf zum Ausdruck bringen, daß das lüitgefühl wel- 
ches das Unglück im ganzen Saargebiet ausgelöst hat, 
vom ganzen lLandesrate geteilt wird und darf mich für 
ermächstigt halten, den schwerbetroffenen Fanilien 
das Beileid des Hauses zum Ausdruck zu bringen. 

Sie haben sich zum Zeichen der Trauer von 
Ihren Sitzen erhoben. Ich danke Ihnen! 


Das Wort hat Herr Abg. Reinhard! 


. Rei a(KP): Ich ersuche, wenn ein Beileidstele- 
u er ER dies an den Betriebsrat der 
rube zu richten. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Kiefer ! 
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Abg. Kiefer ! 





J 
een ROT ; ragt 
a RE a + "u ee 
) 1 ye m; Pet ar a \ 
Sie ae LEE, 







2 
- i i 
#,;; on ‘ Bu 





1 6 


Abe. Kiefer. (Z):' \eine Herren! Wir haben soeben durch | 
En die Worte des Vorsitzenden gehört,daß der Bergmanns- 
beruf wiederum von einem schweren Schicksalsschläg 
‚betroffen wurde, Dinige Tage vorher wurden im 
Rheinischen Braunkohlengebiet 8 bräve Ber leute 
durch eine Kohlenstaubexplosıon Sährnesrafft.Die-. 
se.beiden erschütternden. Vor änge beweisen uns, 
daß gerade der Bergmannsberuf den größten Gefah- 
ren ausgesetzt ist. Die Vorgänge im engeren Hei- 
matlande beweisen uns, daß kein Beruf mit so viel 
Gefahren für das Leben und die Existenz verbunden.. 
ist,wie der des Bergmäanns, Nunmehr gestältet sich 
die Lage ge ande Anteieh besonders schwierig 
weil zu den Lebensgefahren, nöch die Gefähren der. 
wirtschaftlichen Existenzunsicherheit hinzugekon- 
men sind. | | ER: 5 
$ _ Es ist unsere Pflicht, heute zu den Vor- 
Bee im Zagiheai Fey zu der durch die Arbeiter- 
Entlassungen geschaffenen Lane Stellung zu nehnen. 
Bevor ich dazu übergehe, möchte ich Ihnen-eine Er- 
innerung wächrufen. ER A | 


& Im Jahre 19% und zwar am 18.Januar,als 
der Übergang der Saargruben in den Besitz des fran- 
zösischen Staates eben vollzögen 'war,hat der Gene- 
raldirektor Defline, der als oberster. Beanter der 
Verwaltung der Saargruben vorgesetzt wurde, es für 
notwendig gefunden, vor die Saarbevölkerung und vor 
die belezschaft der Saargruben mit einer besonderen 
Erklärung zu treten. In dieser Erklärung heißt es: 





.. " Der französische Staat, welcher die. 
Gruben zum Ersatz für die NSDSU FINE der 
‚Kohlengruben in Nordfrankreich erhält will 
nicht nur für den französischen Verbräuch 

die Kohle beschaffen, welche ihm in so_er- 
heblichem lasse mangelt, sondern er wi 

auch bei der Durchführung dieser ufgahs: 
sich als liberal und billig denkender Ar-  . 
eig enppnube? seinem Personal bewähren, 
das bei ihm beschäftigt wird. " | 


Soweit die Arbeiter infrage kommen,führt Defline aus: 
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" Den Arbeitern &€ enüber wird der fran- 
zösische Staat seine erlieferung von Frei- 
heit und Gerechtigkeit zur Geltung bringen. 

Nur der Arbeitseifer und die Achtung 
der zur Ordnung und zur Sicherheit der Gru- 
ben notwendigen Disziplin, nur die allgewel- 
ne Eintracht ermöglichen die Steigerung der 
Produktion und damit die Erhöhung der Löhne, 
die Verminderung der Preise der Lebenshal- 
Zune und die Entwicklung des allgemeinen 
Wohlstandes. Der Saarbergmann wird seiner 
Vergangenheit und seinem Kuf als mutiger 
und eifrieer _ Arbeiter treu bleiben. Die 
französische Verwaltung ist gesonnen ihm 
die Löglichkeit zu geben, seine trefflichen 
Eigenschaften zu entwickeln. " 


> 
I 





meine Herren! enn wir diese Erklärung in vine Pa- 
rallele setzen und in ein Verhältnis bringen zu den 
was heute zu verzeichnen ist und vor sich geht, ,dann 
müssen wir feststellen, daß der Saar-Bergärbeiter 
seinen trefflichen Eigenschaften en Be alten 
ule als treuer un eiRiger Arbeiter Ühra eInse- 


egt hat bıs auf den heutigen Tag, aß aber das,was 
der Generäldirektor Defline als Er Aufzabe der 


Grubenverwaltung bezeichnet hat, nicht eingetreten 
und nicht zu verzeichnen ist. Wir haben keine 
ntwıicklung zu verzeichnen zum allgemeinen „ohl- 
stand, es ist keine Erhöhung der Kaufkraft der Iöh- 
ne zu verzeichnen und es ist auch nicht so gekon- 
men, daß man sich hier im Saargebiet des besonderen 
"ohlwollens der französischen Bergwerksverwaltung 
zu erfreuen hätte. 


(Zurufe: Sehr richtig !) 


mas inzwischen geschehen ist, ist derartig tiei 
einschneidend für den Bergwännsstand, daß wan es 
nur mit scharfen !lorten verurteilen kann. "Worauf 
begründet sich das alles ? Im ersten Monät der Be- 
sitzübernahme der Gruben waren 6< 778 Arbeiter iu 
Saarbergbau beschäftigt, einschließlich der frivät- 
ruben Brtenbach und Frankenholz und der dem 
ayrischen Staat vorher gehörenden Gruben. : Diese 
Belegschaftszahl wurde unter französischer Herr- 
schaltszeit stark vermehrt und hätte im Jänuär 1977 
die Zahl von 74 O18 erreicht. Die französischs Gru- 
benverwaltung, die in ihrer Erklärung bei der Be- 
sitzübernahme der Gruben gesagt hatte, daß sie sich 
für den notwendigen Absatz der Kohlen verwenden 
würde und daß die Saargruben äls Ersatz für die 
zerstörten Gruben in Nordfiankreich in den Besitz 
des französischen Stäates übergingen, hat nicht de- 
für gesorgt, daß die Säarkohlen restlos abges:tzt 
werden konnten. Die Folgen werde ich kurz därlegen. 
Sofort näch der Besitzübernähme gäben 
die Franzosen die deutschen Absatzgebiete aui. In 
der Kohlennotzeit ianden sie für dıe auigegebenen 
deutschen Absatzgebiete Ersatz. Das änderte Sich, 
als die Kohlennot beseitigt war. Durch die Tälsch 
eingestellte Absätzpolitik erlitt die französische 
Grubenverwältung große Absaätzverluste. Als einzige 
Lösung betrachtete sie den Belegschaltsäbbau. »ie 
ging auch dazu über, die Belegschaft zu verringern. 
DB. verringerte sie die Belegschaft im Jahre 19<7 um 
6 673 Personen. Seit Anfang Januar 198 bis Ende 
Februar ds.Js. wurde diese Zahl durch Einzelentlas- 
sungen gesteigert und Ende Februar wurde sine Naäs- 
sen-EntlassunZg von insgesamt 3 796 Personen auf 
einen Schlag vorgenoumwen. In den letzten 1A wonaten 
hat also die französische Grubenverwaltung dıe Be- 
legschaft um rund ll 000 hann verringert ‚sodaß die 
Be karterahl heute ungefähr auf den Stand von 
Januar 19% zurückgeführt ist. "jelche Folgen diese 
Entlassungen für die wirtschaftliche Lage des Saer- 
gebietes haben, kann nur der erwessen,der die ei- 
gentümliche Lage des Saargebietes als Grenzland zu 
würdigen 
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würdigen weiß. Das Saargebiet wurde auch wirtschaft- 
lich von Deutschland abgetrennt und hätte von Frank- 
reich, in dessen "irtschaftsgebiet es eingezliedert 
wurde, keine Besserung seiner Lage zu erwärten. 
"ir haben hier im Saargebiet eine ortsansässige, 
eine ortsgebundene Bergarbeiterschaäft. Eine Arbei- 
terschäft, die von jeher bestrebt war, eine eigene 
Scholle unter den Füßen zu haben. \lenn eine solche 
Arbeiterschaft von derartigen \\aßnahuen betroffen 
wird, so ist sie von den schlimusten Wirkungen ‚da 
die übrige Industrie des Saargebietes auch nicht 
die löglichkeit besitzt, die entlassenen Bergleute, 
so wie es notwendig wäre, in Erwerb und in Brot 
zu nehmen. 

Derun muß gesagt werden, caß die Entlas- 
sungsmäßn&ähne der französischen Grubenverwaltung 
In striktestem "iderspruch steht zu dem, wäs der 
Generaldirektor Defline bei der Besitzübernäahue 
der fruben in die "elt hineinsetzte, und daß die 
Grubenverwaltung auch den eigenen Verpflichtungen 
nicht nachgekomuen ist, die sie wit der Besitzüber- 
nähme der Gruben auf sıch genouwen hät. 

Die Naäßnahme an sich erfolgte in der 
denkbar schroffsten Foru. Ohne irgend eine Benäch- 
richti@ung hat wan den ausgesuchten Opfern cie 
EntlassunZspapiere einfach in die Ha edrückt, 
ohne vorherige gape 1 ZunG, und als Pflaster hat nan 
ihnen dann die Konträktbruchstrafe, die in diesem 
Falle die Grubenverwaltung zahlen mußte, ausgehän- 
digt. lian hat gar nicht untersucht, wie die Ver- 
hältnisse des Einzelnen gelagert sind. \an ist da- 
zu übergegangen, um nur einige Beispiele zu nennen, 
außerhalb-des Saargebietes wohnende Leute herauszu- 
greifen, die bis 11 Kinder haben. Aus einer Fawilie 
mit 11 Kindern hat wan den Vater und Z Söhne ent- 
lassen, die ältesten Söhne, die neben dem Vater auf 
der Grube gearbeitet haben. Aus Schällodenbach in 
der Pfalz sind sämtliche gi see entlassen 
worden.. Aus kleinen Hochwaldbergmannsdörfern wie 
Steinberg,lockweiler usw. ist fast die Hälfte der 
Bergarbeiter entlassen worden. enn der Mann eine 
Kuh im Stalle stehen hat und 5 liorgen Land besitzt, 
Rn 272 Braun die Nöche über , weil der liann nur 
Sonntags näch l!ause kam, sich schwer darauf ab- 
rackert, hat das genügt, um ihn zu entlassen, einer- 
lei, ob er & oder 30 Jahre den Gruben ücs var - 
bietes seine Dienste zur INEFDEeBE ehsltt hatte. 
Andere Fälle im Innern des Saargebietes liegen 
ebenfalls so kr&aß. Ein Fall aus Quierschied. Der 
Mann hat neun lebende Kinder. sein ältestes Töch- 
tercnen besitzt.ein lÜiilchgeschäft, das vielleicht 
100 bis 120 Franken im Monat abwirft. Dafür ist er 
entlassen worden. Alle die Bilder zu zeichnen ,die 
sich bei der Entlassung und n&ach der Entlässung 
abgespielt haben, würde zu weit führen. Äber sie 
waren so erschütternd, daß sie auch den abgebrüh- 
testen \ienschen zu tiefst treffen mußten und uns 
allen die a auferlegen wüssen, wit al- 
len litteln, die uns auf diesem Gebiet zur Verfü- 
gung Stehen, dahingehend zu arbeiten, daß die _ 

Bi Existenzunsicherheit, 
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Existenzunsicherheit die hier auf dem gröLten 
Teil unserer Bevölkerung lastet,beseitigt wird. 
Es te schlimmeres für einen „enschen,,als 
sic Prandig von der Unsicherheit seiner kxistenz 
bedroht zu fühlen. Stellen wir uns das vor: die 
Entlessungsusßnahme ist schon seit Wochen und 
Mon&ten sngekündie:. Jeder Berguann geht auf die 
Grube mit dem Gefühl :trifft es nun wich. le 
das den Menschen zerwürben muß, der keine Aus- 
sicht sieht, eine andere Arbeit zu finden ! Er 
kommt eines \orgens suf die Grube, und dann hängt 
“n seiner Lampe’ ein Zettel, auf dem eschrieben 
steht, daß er aufs Büro koumen muß. Dort bekomut 
er kurzerhand und kalt die Ent&lssungspapiere &aus- 
ren e: Nun steht er auf der Straße und findet 
ae nicht den \ut, zu seiner Fanilie zurückzu- 
ehren. 
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_ In solcher Situation ist es unseT® Pflicht, 
nach Hilfe Umschau zu halten. Da wendet sich der 
Blick nstürlicherweise auf unser Vaterland,zu dem 
wir ja gehören, von den wir, das muß immer wieder 
betont werden,gegen alles Recht und gugen alle 
Nor&l und ohne daß wir befragt wurden,abgetrennt 
wurden. Mir wissen, daß untur den schweren Lasten 
des Vertrages von Versäilles und des Dawespläanes 
unser Volk selbst schwer zu leiden hat. Aber wen 
hier im Saargebiet unser Volk besonders Folgen 
des Krieges und des Versailler Vertrages auskostean 
nuß,wenn dieses Volk orts ebunden,heimatgebunden 
ist, wenn es nicht auswandern kann und die Frel- 
zügigkeit nicht so besteht wie andersw;, dann sind 
wir eben verpflichtet, ein besonderes Opfer von 
unserem Vaterland zu verlangen, damit hier die 
Existenzunsicherheit weicht,damit die deutschen 
Arbeiter und die deutschen fienschen in diesem zu 
Unrecht abgetrennten Gebiete wieder Erwerb und 
Brot finden. 





( Brevo ! ) 


Und so haben wir uns schon vor ilochen an unser Va- 
 +erland gewandt, um eine Vermehrung des Absatzes 
von Ssarkohle näch dem heiche zu erreichen. Und 
fast alle Parteien,das sei gesagt, sind ja erfreu- 
licherweise den Schritte der Bergarbeiterorsanl-. 
sationen beigetreten und haben sich auch ihrerseits 
beuüht, un bei unserem Vaterlande das notwendige 
Entgegenkoumen zu schaffen. Äber bevor nun dıese 
H]fsmaßnahme abgeschlossen war,bevor wan feststel- 
len konnte ‚welches-£rgebnis die vereinten Benühungen 
haben werden, ging die Bergwerksdirektion schon d&- 
zu über und nahm cıe neue Jäassenentlassung Vor. 

Nun befinden sich wiederum die Vertreter der Berg- 
srbeiterorgäanisationen in Berlin, um an den zustäan- 
disen Stellen zu verhandeln zwecks Vermehrung des 
Kohlenabsatzes näch dem heiche. Und die großen 
Parteien haben sich wiederum hinter die notwendigen 
Forderungen der Bergleute gestellt wofür ich ihnen 
hier &ls Bergmann _den wärusten Denk der Bergleute 
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ee dem hochwürdigen Bischof von Trier, 
den Parteien des Reichstages usW., die sich so 
warm der Interessen des größten Teiles der Arbei- 


terschaft des Saargebietes angenowwen haben. 
(Bravo ! im Zentrum !) 


Es dürfte vielleicht gut sein, wenn wir heute iu 
Landesrat einmütig unseren Willen dahingehend zum 
Ausdruck bringen, daß das heich doch helfen möge, 
damit unsere Schwer bedrängte Bergarbeiterschaft 
aus der schlimmen Situation herauskonmt, in die ) 
sie ohne ihren \!illen und ohne ihr Verschulden 
hineingeraten ist. "ir wissen es, und es auß der 
Objektivität halber festgestellt werden,daß es un- 
serem Vaterland nicht leicht gewächt ist, um uns 
von heute auf morgen zu helfen. Wr wissen es,un- 
ter welchen schwierigen Verhältnissen der deut- 
sche Bergbau zu leiden hat, Der eg mußte 
in einem Zeitraum von £ Jahren seine Belegschaft 
erheblich kürzen, um der Konkurrenz der englischen 
Kohle gewächsen zu sein. 





( Lächen der Koununisten ) 


Der Bergbau in Niederschlesien und Oberschlesien | 
leidet große Not, infolge der scharfen Konkurrenz, 
die von polnischer Seite her erfolgt. So haben wır | 
die Tatsäche zu verzeichnen, daß auch in ungercu | 
deutschen Vaterland der Bergbau wit großen Schwie- 

Kun. Von zu känpfen hat, um seine Bergärbeiter- 

schaft beschäftigen zu können. 


"enn wir nun von diesem Volk und Vater- 
land verlangen, die sehr schwer unter den Däwes- 
lasten und den Lasten des Versäiller Vertrages 
leiden,die schuldeten uns Ink Sogenkomunn dann ver- 
langen wir nur, daß sıe freiwillig noch Opfer für 
uns suf sich nehmen. “ir sind gewiß, daß Volk und 
VYaterlend bereit sein werden, alles zu tun, um uns 
sus dieser Situätion hersuszuhelfen. Es geht hier 
ja nicht nur un den Saurberguann, es geht uu die 

unze saurländische Bevölkerung. Es ist ja doch so 
&ß die Lege des Bergarbeiters sich nicht nur ıu 
Kreise seiner fünilie auswirkt, sondern in der 
ihn "irtschaft. Das ist alles eıne Folge der 
bschnürung des Saärgebietes vom deutschen Wirt- 
schaftsgebiet. Doch nicht nur der Bergbau leidet 
darunter, wir haben dieser Tuge gelesen, daß das 
Homburger Eisenwerk, dus früher 2 300 Arbeiter be- 
schäftigte, heute nur mehr 1000 beschäftigt,und. 
deß diese tzusend Arbeiter noch ein bis zweı Fei- 
erschichten in der fioche wegen Arbeitsmengel huben. 
Ähnlich ist es in sonstigen Industriezweisen Homburgs 
und des Seurgebietes. Erinnert sei nur an dus lerk 
Ehrhardt und Sehmer. Die Ursuchen sind zu suchen in 
der Äbschnürung des Seurgebietes von unseren Veter- 
lund. Die frenzösischen NWärkte sind nicht aufnahme- 
fähig, weil die frunzösische Industrie eine sterke 
Vermehrung durch den Anfall der elsaß-lothringischen 
Werke erfähren hat. Lie Fertig-und DR IDERDERWEEE 
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die im Saargebiete hergestellt werden, hatten zum 
Ereaven (ei ihre Absatzgebiete in Deutschland, 
eren völlige Erhaltung gedoch durch die Abschnü- 
rung nicht möglich war. Daß diese traurigen Tat- 
sachen für Arbeiterschaft und Volk im Saäargebiet 
sich schädlich auswirken, ist selbstverständlich. 
. Aber auch näch einer anderen Seite hin 
wirken diese tief in das Fauwilien-und Volksleben 
‚ einschneidenden \iaßnahuwen sehr schädlich. ‘enn 
wir nur  atunnppschetteve rein herausgreifen, 
so können wir feststellen, daß die Zahl der Bei- 
tragszahler stark gesunken (11 000), die Zahl der 
henteneupfänger j® och um rund 6 000 gestiegen ist. 
Das bedeutet, dab die Einnahmen erschreckend zu- 
rück und die Fuggeben erheblich in die Höhe gehen. 
Da im Baagpachat sgesetz eine Beitragshöchstlei- 
stung festgelegt und gesetzlich verankert ist,kann 
die Beitragsgestaltung nicht ohne weiteres den I1- 
nanziellen Erfordernissen angepaßt werden. Dädurel. 
ist die Tatsache zu verzeichnen, daß deu Saar- 
knappschaftsverein bei Aufrechterhaltung der bis- 
herigen Leistungen ein großes Defizit entsteht. 
Schon für das vergangene Jahr ist ein solches zu, 
verzeichnen und für das laufende Jahr hat man ein 
Defizit von 17 - 18 Millionen Franken errechnet. 
Daß das untragbar ist, bedarf keiner näheren Be- 
ründung. Um aus diesen unglücklichen Zuständen. 
erauszukommen ‚nüßte das Gesetz dahingehend revi- 
diert werden, indem es die \\indestleistungen fest- 
zo gt Das hat aber zur Folge, daß die Bergarbeiter- 
schaft Peer der übrigen Ärbeiterschalt zu viel 
belastet wird, und der Lohn der Bergärbeiter,der 
so schon viel zu gering ist, noch mehr herabge- 
drückt wird. ; 
Meine Herren! Ich glaube ,Ihnen durch die- 
se kurze Tatsachenschilderung den Beweis erbracht 
zu haben, daß es an der Saar um unsere Arbeiter, 
um unsere Beer herscnns®, um unser ganzes _ 
Volk sehr schlecht bestellt ıst. Es ist notwendig, 
daß man das bei jeder Gelegenheit immer wieder be- 
tont. "ir müssen also folgende Feststellung machen: 
Hat der französische Staat in Versailles die Saar- 
an als Ersatz für den Förderausfall der durch 
en Krieg zerstörten Gruben in Nordfrankreich be- 
kommen und haben wir heute die Tatsache zu ver-. 
zeichnen, daß die Gruben Nordfrankreichs die Frie- 
densförderung schon längst überschritten haben, 
sodaß Frankreich die Saärkohle nicht mehr aufneh- 
men kann,däann ist der Grund, warum die Saargruben 
Frankreich überlassen worden sind und das Saarge- 
biet der Staatshoheit des deutschen Vaterläandes 
entzogen wurde ,,längst in egfall gekommen. 


( Sehr richtig !) 


Es ist än der Zeit, das Saargebiet nebst den Saar- 
gruben dem Deutschen Keiche zurückzugeben,zu dem 
es gehört. Wir wissen, daß, wenn wir zum Vaterland 
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zurückkoumen, unsere Sorgen noch nicht beseiti 
sind. Es eilt auch dann noch, zu ringen und ra 
‚kämpfen. Äber dann werden wir unsere Interessen 
innerhalb des eigenen Volkes vertreten können und 
sind wir nicht mehr fremden Gewalten unterstellt. 
Ich glaube, daß jetzt der Zeitpunkt gekommen ist, 
u an die radikale Lösung dieser Frage heran- 
ritt. 


Zum Schluß habe ich im Auftrage meiner 
Fraktion der hegierungskomnission folgende 


FORDERUNGEN 


zu unterbreiten: 


1) Die Begierungskomnission wird ersucht, 
dafür Sorge zu tragen,daß weitere Ent- 
lassungen im Saarbergbau unterbleiben. 
Der Besitzübergang der »aargruben an 
Frankreich hat dem neuen Besitzer Auch 
strenge Verpflichtungen betr. der Berg- 
arbeiterschäft auferlegt. Lie Bergarbei- 
terschaft darf nicht weiterhin der Exi- 
ep cherheit aungenetz! bleiben.Die 
hegierungskonnission hat die Aufgäbe ‚die 
Existenz der Bergleute weitestgehend zu 
schützen. 


2) Die Vorlage eines Entwurfes betr. Ärbeits- 


Jusenve rg che rung muß schnellstens er- 
folgen. Wie die Sb 
rung kürzlich bei einer Besprechung be- 


kannt gab, soll der Entwurf fertiggestellt 


sein. “ir bitten den Herrn Staatskommis- 


sar um Auskunft, bis wann die Vorlage er- 
folgt. Bis zur Inkraftsetzung der Arbeits- 


losenversicherung ist eine ausreichende 
Erhöhung der Unterstützungssätze der Er- 
werbslosenfürsorge dringend notwendig. . 
Diesbezügliche Forderungen meiner Partei 
liegen längst vor. ir bitten den Herrn 
Staatskonnissar auch darüber um Auskunft, 
ob und wann die notwendige Erhöhung die- 


ser Unterstützungssätze erfolgt. im Zusän- 
menhäng dauit fordern wir, daß_ die Unter- 


stützungssätze äus der £rwerbslosenfür- 
Eoree von ersten Eintlässungstage &b ge- 
za 


die Bergwerksverwältung zahlte, weil sie 


die Entlassungen ohne vorherige Kündigung 
yornahn, Neiter Ist zu forde m dab gie 

egierungskownission aus Ländesmitteln den 

eistungsschwächen Gemeinden Zuschüsse zur 

de Unterstützungssätze aus der 

| er ellt, 


ewährugg ö 
rwerbslösentürsorge zur Verfügung st 
Die schwer betroffenen Arbeitergemeinren, 


die ja einen Teil der Unterstützungssätze 


aus 
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teilung Soziälversiche- 
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aus eigenen „itteln aufbringen wüssen, sind 
dazu außerstande. 


3) Fordem wir _ Aufstellung und baldigste 
Durehführung eines Notstandsprogranns,da- 
mit die arbeitslos Gewordenen in lohnende 
Beschäftigung kommen. Fäst älle Gemeinden 
können wichtige Arbeiten in a nehnen, 
wenn sie die notwendigen \üttel dazu zur 
Vertügune estellt erhälten. “ir nennen da 
vor allem den Bau notwendiger Wasserlei- 
tungen und Schulen. Dringend erforderlich 
ist auch der Ausbau des Straßennetzes im 
ganzen Saargebiet. Wir denken da nicht nur 

an die großen Autostraßen,sondem vor allen 
an die Straßen, die die Landgemeinden mit 
dem Innern verbinden. Die Straßen, die bei- 
spielsweise ins Ostertäl, ins Hinterland 
der Kreise Ottweiler,St.ilendel ‚Saarlouis, 
Werzig usw. hineinführen, sind teils in 
geradezu trostloser IT FOR ON Tausende 
von Arbeitern müssen diese schlechten Stra- 
Ben benutzen,um zur Arbeitsstelle oder zur 

ähnstation zu gelangen. Hier winkt reich- 

liche Arbeitsgelegenheit,wenn die littel 
zu dem dringend notwendigen Ausbau dieser 
Straßen Kreisen und Gemeinden zur Verfügung 
gestellt werden. 





4) sofortige Inangriffnahme von Arbeiten 
gapen " muekliche EUEARUESSLETLSRTUREOR..I 
18 ekannt, aab rec robzügıge upro- 
jekte in den SER ACHT Krsenbahndı rek- 
‚ion bereit liegen. ..ancher Bahnhofserwei- 
terungsbau ist notwendig, erinnert sei an 
den Bpenehrhof Saarbrücken, aber auch 
die Erstellung neuer Bahnhöfe und Halte- 
stellen, erinnert sei an hentrisch,,Bild- 
stock ,Ostviertel von Saarbrücken usw. Durch 
die beschleunigte Vornahme dieser Arbeiten 
Kann große Arbeitsgelegenheit geschaffen 
werden. 
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5) Fordern wir die beschleunigte Inangriffnah- 
me der Üstertalbahn. Diese erschließt ein 
wichtiges Gebiet, das wirtschaftlich im 
engsten Zusammenhang mit dem Saargebiet 
steht. Das Gebiet ist vornehmlich von Ar- 
beitern bewohnt, die im Saargebiet arbeiten 
und jetzt besonders von der (nt lassungs- 
maßnähme betroffen wurden. Die Kegierungs- 
komnission ersuchen wir, alles zu tun,um 
die Inangrifinahme dieses Bahnprojektes 
schnell zu ermöglichen. 


ZN PQ 


6) Der große Exerzierplatz bei Saarbrücken 
eignet sich vorzüglich zum Flughafen. Um 
seinen schnellen Ausbau zu gewährleisten 
ersuchen wir die Kegierungskommission,mi 
der Stadt Saarbrücken ins Benehmen zu tre- 
ten zwecks Abschlusses einer Lastengenmein- 
‘schaft. Die Planierungsäarbeiten des 
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neuen Flughafens sicherten vielen Arbei- 
em Erugrb und Brot. Ebenso die baldigste 
nansriitnahme des so bitter notwendigen 
Verkehrsweges von Saarbrücken nach Neun- 
kirchen, der der alten hönmerstraße wög- 
lichst außerhalb der Ortschaften folgen 
soll. Hunderte von Arbeitern könnten durch 
eine baldige Inangriffnahme. dieses not- 
wendigen Projektes in Arbeit komuen. 


Verweisen wir auf die von weiner Färtei 

am l.februar der hegierungskoumission un- 
terbreiteten Dringlichkeitsanträge betr. 
Sozialversicherung. Da sie bekannt sind, 
kann auf die nähere Änführung heute ver- 
zichtet werden. Ihre baldige Verwirklichung 
ıst Ber ngenS monig und ist auch gebo- 
ten zwecks masoser urchführung der 
Heidelberger Ab 


( Bravo- Rufe !) 


rede. 
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Vorsitzender: Das ort hat Herr Staatskounwuissäar Dr.Hein! 


Staatskomwissär Dr. Heim: Meine Herren! Ich kann die 
Forderungen, die Herr Abgeordneter Kiefer an die 
Regierungskonmission zur Behebung der Arbeitslosig- 
keıt gestellt hat,genau der Reihe nach nicht be- 
antworten. Ich bin äber in der glücklichen Läge, 
Ihnen im Auftrage der Regierungskomnission die 
Maßnahmen bekanntzugeben, die die Regierungskou- 
PEenaan in ihrer Sitzung vom £.l&ärz beschlossen 

&t. 


1) Die bisherigen Sätze der Erwwerbslosen- 
fürsorge um 30 % zu erhöhen, ‚wäs eine 
Wehr&usgäbe gegenüber dem heutigen Stand 
von 5 Millionen Franken jährlich ausnächt. 


2) Die Regierungskomnission gewährt der 
Abteilung für öffentliche Arbeiten Vor- 
schußkredite, um gewisse Arbeiten beson- 
ders der Eisenbähnverwaltung bereits 
jetzt durchführen zu können wodurch un- 

efähr 800 Arbeiter beschäftigt werden 
onnen. 





3) Die Me rangskomui saion beauftragt eine 
Spezialkommission nit der 0 E der. 
Frage der zur Verfügungstellung der Bei- 
hilfen, die für die Kreise und Geneinden 
für den Haushalt 19277 - 38 in Frage kon- 


nen. 


4) Die Frage der Arbeitslosenversicherung 
hat die Kegierungskoumission den infräge- 
kommenden Ausschuß der Arbeitskämwer zur 
Begutachtung vorgelegt. 


SIYrADE ayasıyd Duboussc a en 47 


Außerdem bin ich ermächtigt, im Namen der hegie- 
runeskonmission zur gegenwärtigen Lage folgende 
Erklärung abzugeben: 


"Die heutige Krise im Saarbergbau hat 
ihre Ursache in der Weltkohlenkrise. Her- 
bei ist zu bemerken, daß das Saargebiet 
als letztes Gebiet von dieser Erscheinung 
getroffen wurde. Die Auswirkungen im Berg- 
bau anderer Länder sind noch bedeutend 
schlimmer. Trotz der vorgenommenen Arbei- 
terentlassungen bleibt die Zahl der auf 
den Saargruben beschäftigten Arbeiter heu- 
te noch höher als die Durchschnittsbeleg- 
schaftszahl des Jahres 1913. " 


29 ProZ 


Vorsitzender: _ 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Petri! 


ibg. Petri (SP): Meine Herren! Die Wirtschaft des Saar- 
gebietes,die in vaarbergbau ihre Wurzeln hät ‚ist 
abhängig vom Stande des Saarbergbaues. Wie die 
Lage zurzeit ist, zeigen uns die letzten lage, 
Die Betroffenen der Saarbergbau-Krise sind lei- 
der immer diejenigen, die stets die Hasbeuirungen 
des Lebens durchwächen müssen. 4000 Bergarbeiter 
sind es wiederum, die wegen hationalisierung und 
Überproduktion ihr Brot verlieren. Es gab schon 
einwäl eine Zeit im Saarbergbau,wo ebenfalls 
Massen-Entlassungen ee: unden haben. In den 
früheren Saarabien sind 1892 und. 1893 <000 Leu- 
te entlassen worden. Es ist geschehen wit dersel- 
ben Brutalität, mit derselben Rücksichtslosig- 
keit nie heute, nur daß die Ursächen verschieden 
wären. Nur der Unterschied ist dabei zu beuerken, 
daß ein Teil der damaligen Befürworter der NMaß- 
nungen, heute Verteidiger der Arbeitsrechte 
werden. 


(Zuruf des Abg. Reinhard: Saarverein!) 





\enn die re te DEELSITRER es mit sich ge- 
bracht hat, wollen wir das im Interesse der Arbei- 
terschäft begrüßen. "ir sind als Sozialdemokraten, 
die aus dem damaligen Geschehen die Lehre nk 
haben und nichts vergessen können,sehr mißtrauisch 
gegen diese Kreise. Unser lißtrauen ist berech- 
3et, weil wir im Saargebiet eine weitere Anzahl 
Arbeitsloser haben ohne die entlässenen Bergär- 
beiter. Die vorhandenen ärbeitslosen betragen 
4500 und es steht fest, daß viele derselben mit 
derselben Brutalität auf die Straße geflogen sind, 
wie es bei den Bergarbeitern geschehen ist. Der 
jetzige Arbeitgeber im Saarbergbäu hat durch diese 
ntlassungen vielen seiner unrühmlichen Taten die 
Krone aufgesetzt. Lange Jähre sind die Saaurgruben 
von der französischen Verwaltung bezw. vom Iran- 
zösischen Sta&st &äls Spealanzonaob JeT) benutzt 
worden. Die Veruehrung der Belegschaft von 36000 
Mann &uf 74000 ist insbesondere &us diesen Speku- 
lationsabsichten erfolgt. Alle politisch gelügigen 
Elemente wurden in dic Belegschäft eingsreiht. 
Diese sird aber nicht von den Entlässungen betrof- 
fen. Die Entlassenen sind Leute, die Ihren Stamm 
im Saargebiet haben, die natürlıch bci dieser heu- 
tigen Zusmerzung diesen Elementen weichen müssen. 
Dice Absicht des französischen Arbeitgebers ım 
Daäarbergbau ın retro Hinsicht ist geschei- 
tert. Seine Sp&ältungsversuche in den Gewerkschaf- 
ten, wo er geglaubt hat, eine Stimwung zugunsten 
Frankreichs zu erzeugen, hat nicht den gewünschten 
Erfolg nach sich gezogen. Dies wurde alles wohl 
begünstigt durch aancherlei Dinge, besonders durch 
die Buls Konjunktur, die im Saarbergbau infolge 
der Inflation zustande gekomwen ist und dadurch 
billige Kohlen verk&äufen konnte. Es nutzte nichts, 
die Stimnung der Säurbergleute ist festgeblieben 
und den gewerkschaftlichen Organisationen 1st es 
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es BIUBzSn, alle diese lWethoden zunichte zu 
machen. Heute sind die Dinge jn einer Abwärtsbe- 
wegung begriffen. Der französische Arbeitgeber, 
der zurzeit der guten Konjunktur Kiesengewinne ein- 
gesteckt hat, sucht die hätionalisierung ın der- 
selben "leise durchzuführen, wie sie sonst durch- 
geführt worden ist. \ian kenn, wenn män die Dinge 
so betrachtet vom Standpunkt der Rationalisierung, 
Nechanisierung usw. den französischen Unternehuer 
vom deutschen Unternehuer nicht unterscheiden. Bei- 
de sind bestrebt, die \enschenkraft auszuscheiden 
und Cie maschinelle Kraft einzuführen. 


Meine Herren! Wie das mit der Beyölke- 

an gehe übereinstimmt, auf der einen Seite 
wird gepredigt , "vermehrt euch wie der Sand am 
Meere, äuf der änderen Seite stehen die \enschen 
zu Massen vor den Betrieben zu einem großen Teil 
vor einem Nichts, sie können nicht die Familie 
ernähren. lieine Herren! Das ist ein Widerspruch 

in der heutigen Gesellschäftsform, wie er grotes- 
ker nicht gemält werden kann. Nit Recht hat die | 
Saarbrücker Landeszeitung" diese Woche sehr stärke 
Töne gegen die heutige Gesellschaftsordnung Aange- 
schlagen. Ich wünschte nur, daß die Anhänger dıe- 
ser Ländeszeitung ihrerseits einmal bessere und 
energischere Schritte unternehmen würden,um die 
heutige Gesellschaftsordnung etwas umzuformen ‚da- 
mit die Menschenerzeugung, danit die Bevölkerungs- 
pn dieser \echänisierung und dieser hation&- 
isierung in der Wirtschaft und in der Industrie 
eine Anpassung erfährt, 


(Zuruf der Soziäldemokräten: Sehr gut \) 


eine Herren! Die Bergarbeiter des Saäar- 

gebietes sind in eine weitere Epoche ihrer leidens- 
Seschichte gekommen. Das System der Antreiberprä- 
mie trägt seine Früchte in der Ausbeutung des eın- 
zelnen Arbeiters. Die Strafen haben sich verdrei- 
fäacht gegen das Jahr 19%, die Unfälle um 40 % er- 
höht. Neben sonstigen entwürdigenden Maßnahmen muß 
sich der Kumpel vor dem Verlassen der Betriebsan- 
lagen einer Leibesvisitation unterziehen, ober 
nicht ein Stückchen Holz oder Kohle bei sich trägt. 
Die Behandlung der Arbeiter von deutschen und fran- 
zösischen Beamten «wol in vielen Fällen ned 
Beachrei bung. Besonders zeichnen sich eine Anzahl 
ehemaliger Nivumbeamten darin aus, die nach der 
Poincargaktion an der kuhr übrig geblieben sind 
und in den: Saarbergbau als zuverlässige Konstruk- 
teure übernommen wurden. Zu allen diesen Übelstän- 
den und den Feierschichten wird ein Teil der »aar- 
bergleute jetzt von dem allerschliumsten betroffen, 
der Entlassung. Eichtlinien dafür hat die Direktion 

ohne die Anerkemung der Gewerkschäften herausge- 
“ geben. Sonderbarerweise hat man ES den Leuten 


schmackhaft 
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. schnackhaft zu machen versucht, daß diese Richt- 
linien eine Vereinbarung mit den Gewerkschaften 
darstellen sollen. Ich muß an dieser Stelle erk}ä- 
ren, daß das warıchtig ist. Auf die Einwendungen 
der Gewerkschaften hat die Direktion erklärt,nur 
leute zu entlassen, die es wirtschaftlich und fa- 
wjliär ertragen können. In der Praxis sieht es 

ganz anders aus. Entlässen wurden Faäwilienväter 
nit großer BER eEREBR SEROEMDERSDEN EIS  Uninl.ver- 
letzte, Bergarbeiter wit 10 und 30 Dienstjahren. 
Geräde diese Frage,weine Herren, ist besonders wich- 
tig,weil diese Armen der Arusten verbraucht sind 

im Saarbergbau, weil sie fast ein halbes ..enschen- 
alter ihren Dienst dort geleistet haben, und jetzt, 
nachdem sie nicht wehr voll erwerbsfähig sind ‚in 
keiner anderen Industrie übernommen werden. Beson- 
ders bezeichnend ist es, daß die französische Gru- 
benverwaltung ihre eigenen Unfallverletzten eben- 
falls, die im Saarbergbau verunglückt sind, unter 
diese Maßnahme geworfen hat. An Brutalität und 
RKücksichtslosigkeit sind diese Maßnahmen jedenfalls 
nicht zu übertreffen. Dabei sind die Aussichten 
dieser entlassenen Bergarbeiter, die bis zu 30 und 
mehr Beeren haben, in Pension zu kommen, sehr 
gering, weil die Pensionskässe jetzt schon über-. 
spannt ist,weil durch den rapiden Abbäu bereits im 
vorigen Jähre die lensionen nicht mehr den Leistungen 
ces Knappschäftsvereins angepaßt werden konnten, ob- 
wohl die Leistungen jetzt noch nicht der Friedens- 
noru entsprechen. Auch hier ist es unbedingt not- 
wendig, daß :!iittel und Wege gesucht werden,dauit 
die Pensionskässe, die bereits in ein Defizit über- 
gesängen ist, in ıhrem Stand erhalten werden kann, 
daß die bisherigen Pensionen bezahlt werden können, 
und daß die Leute, die infolge Krankheit,Unfall 
oder Kriegsbeschäligung keine andere Arbeit wehr 
finden können,entsprechende Lienstjähre haben, pen- 
sioniert werden. Tie Entlässungswethode wird aber, 
such dazu Ssnutzt, um die iu Betriebe zurückblei- 
benden Arbeiter einzuschüchtern bei ihrem Verlangen 
nech tariflichen und Arbeitsrechten. Die geringste 
Andeutung eines Arbeiters, wo er in Gedingefragen 
oder in sonstigen Angelegenheiten sein Recht for- 
dert, wird d&zu benutzt, um die Entlassungsdrohungen 
zuszuschleudern. Eine gröfere unworalische Leistung 
kann ee nicht äufgewiesen werden. Und es 
sind besonders die Herren ıngenieurs Civisionnäilre 
und Ingenieure, denen jedes soziale Verständnis. 
fehlt, die nur gläuben, durch stetes Äntreiben im- 
mer höhere Prämien für sich herauszuholen, und da- 
durch das Leben und die Gesundheit der Arbeiter 
&ufs Spiel zu sstzen. Die Bergarbeiter des Saärge- 
bietes werden j& zu dieser Frage noch besonders 
Stellung nehmen müssen. 
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Meine Herren! Bei dieser Gelegenheit ist 
die Frage aäufzuwerfen: Wie lange soll dieser Zu- 
stand noch dauern ? Fränkreich hat die Vaargruben 
zur Wiedergutwächung seiner iu Kriege zerstörten 

Gruben e rhälten. Die zerstörten Gruben sind &äber 
längst wieder aufgerichtet, und häben ihre noruwäle 
Förderung der Friedenszeit bedeutend überschritten. 
Die Gruben im Norddepartement förderten im Jähre 
1913: 6 813 000 Tonnen, im Jahre 196 ; 8 475 _000 
Tonnen, die Gruben im Pas de (Qalais im Jahre 1913 


11 838 000 Tonnen, im Jahre 196: 12 611 000 Tonnen. 


Danit ıst der Zeitpunkt der Wiedergutmachung über- 
Schritten. 


(Zuruf der Sozialdemokraten: Sehr gut !) 


Frankreichs Aussichten im Saargebiet, durch die | 
Saargruben noch poiitinche Geschäfte zu wachen, sind 
auf dem Nullpunkt angelangt. Jeden Einsichtigen 
auch in Frankreich ist es heute klar,daß ein noch 
längeres Abtrennen des Saargebietes von cer deut- 
schen Wirtschaftseinheit für Frankreich keine Vor- 
teile,und für das Saargebiet und seine Bevölkerung 
nur Nachteile nach sich ziehen wird. Darun richten 
wir an die deutsche hegierung und än die fränzösi- 
sche kegierung den \iähnruf: innt endlich damit, 
das Saarprobien so zu lösen,daß das Saargebiet in 
die deutsche Wirtschafts-und Gesetzeseinheit bal- 
digst zurückkehren kann. Bis zu dieser Generällö- 
sung sind jedoch „.ittel und Wege zu suchen, die 
ya der Absatzkrise zu schützen. Von dem Herrn 
Stastskomuissar haben wir ga gehört, daß die Regie- 
rungskounission sich bereits nit der Frage beschäf- 
tigt hat. Ich möchte wünschen, daß diese Mitteilung 
des Herrn Staatskounissars keine nackte Theorie 
darstellt, sondern daß auch in der Praxis alles das 
eintritt, was uns angekündigt worden ist, so daß 
allen Erwerbslosen ein besseres Dasein, besonders 
ihnen eine BeenBET NESnngAudg: Lehel) gegeben wir. 
Daß die jetzige Erwerbslosenunterstützung nicht aus- 
reicht, um die so wie so verarmten Bergarbeiterfa- 
milien zu unterhalten, über Wasser zu halten,das 
brauche ich nicht besonders zu betonen. 


(Zuruf des Staatskomuissars Dr. Heim: Es ist 
ja bereits beschlossen 1) 


Tir haben eben durch den Herrn Staatskoumuissar ge- 
hört, daß die Erhöhung bereits anerkannt ist. 
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FRI: 


(Zuruf der Komwunisten: Sie ist aber ungenügend!) 


Meine Herren! Es gibt aber noch weitere 
Notwendigkeiten. Es gibt im Saargebiet so viele 
Arbeitsmöglichkeiten, die sofort ergriffen werden 
könnten, wenn die zuständigen behördlichen Instänzen 
ihren Teil dazu beitragen würden. lüt Recht wurde 
schon BRBREN Sträßenbauten, Kanalisation, Yohnungs- 
bauwesen, das ist im Rückstände bei vielen Koumunen 


des Saargebietes. 
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des Saargebietes. Sie jetzt bei dieser Gelegnheit 

 aufzugreifen und den entliässenen Bergarbeitern Be- 
schäftigungswöglichkeit zu bieten, dafür wöchte ich 

besonders än die zuständigen Instänzen ee 


Die ganze Frage, weine Herren, ist jedoch &äbhängig 
von den Finänzen. Es nützt nichts, wenn wir in der 
Theorie hören : das und jenes ist unsere Absicht 
durchzuführen, und nächher wird uns wieder esagt, 
später näch einigen !lochen,wenn die Sache etwäs 
verebbt ist: j&ä, wir haben uns bemüht, &äber es ist 
kein Geld aäufzutreiben. Es wuß möglich sein, für 
diese Zwecke irgendwelche Kapitaläufnähnen zu 
mächen. Und wenn es die Regierungskomwuission nicht 
während ihres Bestaändes,während Ihres Daseins erle- 
digen kann, so muß später von demjenigen Stäat,der 
das Saargebiet überniumt, und das ist Deutschland, 
gie ganze Sache übernomwen werden. Heute dafür die 
Frage aufzuwerfen: Wir können nur Kapital äufneh- 
men bis 1985, wir können nur kurzfristige Anleihen 
usw. ins Auge fassen,das halte ich in Anbetracht 
der Sachlage nicht für richtig. Es können langfristi- 
ee Anleihen abgeschlossen werden, und nächher,näc 
935, wird sich die Lösung zur Auortisation dieser 
Anleihen schon finden. Viele Kommunen warten darauf, 
daß sie von der Regierungskowmmission in dieser 
Weise Hilfe bekommen. In vielen Kommunen kann Sso- 
fort damit begonnen werden, den Arbeitslosen und 
den Erwerbslosen eine sichere Existenz zu geben. 
Aber nicht allein das. “ir verlangen in erster li- 
nie, daß die Bergnerksdirektion diese zu Unrecht 
Entlassenen wieder in die Betriebe zurücknimnt. 
Nach unserer Auffassung waren diese Entlassungen 
nicht notwendig gewesen. Die FProfite, die die Berg- 
werksdirektion seit 19% in die Tasche gesteckt hät, 
hätten es ihr ermöglicht, diese Krise zu überdäuern 
und die von ihr eingestellten Bergarbeiter weiter 
zu beschäftigen, bis sie Sign aus der Krise heraus- 
earbeitet hätte. Aber die Frofitsucht und cie 
ücksichtslosigkeit, das soziale Unverständnis und 
erg &uch der politische \ißerfolg haben 
iese Brutalität bei ihr &aufkomwen lassen. 


Meine Herren ! Dawit gläube ich Ihnen 
all die wichtigsten lierknale von unserem Standpunkt 
&us dargelegt zu haben. Ich wöchte nur einen Antrag 
Bentells mit verbinden, und zwar bezüglich der 
Ustertalbahn, die ein ZIREINATLERS Projekt ist, das 
verdient, endlich einusl verwirklicht zu werden. 
Nur müssen die zuständigen Länderregierungen ihr 
Teil dazu beitragen. Der Bau dieser Ostertalbahn 
wird ebenfalls sehr vielen erwerbslosen Arbeitern 
ee 1 Eanesnöglichtei? geben können. Es kommt 
nur darauf an, so schnell wie möglich zu handeln. 
Bar ven einen Antrag vorlegt der folgendermaßen 

autet: 


Der 
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Der Landesr&ät wolle beschließen: 


Die Hegierungskonaission wird ersucht,den Bau 
der Ustertalbahn zu fördern und eine Suume von 
ee Rü = 3,3 Millionen Franken zur Verfügung zu 
stellen. 


Begründung: 


Das Projekt der Ustertalbahn ist soweit gedie- 
hen, daß die Arbeiten noch in diesem Frühjahr begin- 
nen können. Die beteiligten Konmunen, der Froviziaäl- 
verband, das Land und das heich haben je sin Viertel 
der Baukosten zugesagt. Da im Saargebiet die 3 In- 
stanzen Trovinzial-Verband, Land und hKeich in einen 
vereiniet sind, ist diese fücke der Baukostendeckung 
noch auszufüllen. | au 

Die Bahnlänge beträgt bis Oberkirchen 4,9 km., 
davon entfallen äuf das Saärgebiet 12,480 km, ciese 
gas richt einem Kostenbetrag von 3,3 Lillionen 

ranken. 

Durch diesen Bahnbau wird für die jetzt zu 
tausenden entlassenen Bergarbeitern eine Beschäfti- 
sunesmöglichkeit geschaffen. 


( Bravo - Rufe ! ) 


a 


Abe. heinhäard! 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter heinharad! 
Abg. Reinhard (KP): Meine Herren! Ich kann mich heute 


sehr gut zurückversetzen in meine Jugend als Kind 
von 5 Jahren. Da weinte eines Tages meine Mutter 
die bittersten Tränen. liein Vater kam nach lause 
und war auf dem Bergwerk entlassen. Entlassen- 
trotzdem er schon damals über 30 Jahre auf den 
preußischen Staatsgruben geschuftet hatte. Entlas- 
sen deshalb, weil er in der Geweindevertretung ge- 
gen den allmächtigen Bürgerweister ner ge- 
macht hatte. Heute in dieser Sitzung hält wan mo- 
ralische Reden über die eiserne Konsequenz der ka- 
pitalistischen Gesellschaftsordnung. Heute ver- 
suchen hedner einzelner Parteien die liethoden der 
kapitalistischen Gesellschaft so darzustellen, als 
wenn die einzelnen Kapitalisten deshalb, weil sie 
schlechte l\!enschen sind, die arbeitende Bevölke- 
bean brotlos machen würde. Und ich erinnere mich 
heute gleichzeitig an eine Sitzung des Ausschusses 
des preußischen Ländtages,in welchem der Handels- 
minister Dr. Schreiber sagte: " Jecem Arbeiter sein 
Brot im eigenen Lande! " In demselben \oment,wo in 
Deutschland eine Million Arbeiter erwerbslos sind. 
In denselben \ioment,wo in Deutschland die Trustge- 
waltigen und international nit den französischen 
Trustgewaltigen Kartellierten „it der Generalaus- 
sperrung der gesamten Arbeiterschaft drohen. In 
demselben lioment, wo die Frage der Entlassung der 
Bergarbeiter auf den Saargruben akut wurde, wurde 
ebenfalls debattiert in einer Ausschußsitzung des 
Preußischen Landtages der Etat des Ruhrkohlenge- 
bietes. Und dort hat man festgestellt, daß die 
Belegschaftsziffer der kuhrkohlenbergwerke uu 
<’0O00 Mann niedriger ist wie im Jahre 1913 und daß 
im Gegensatz dazu aber die Förderungsziffer um 17 
Millionen Tonnen höher ist wie im Jahre 1913. Und 
ie alle in diesem Hause wissen, daß der Preis der 
Fuhrkohle 20 %- an der Qualität Bennett sogar 
30 %- niedriger ist, wie die schlechtere »aäarkohle. 


Und was sind die Ursachen all dieser Dinge? 
Die Ursachen der heutigen Wirtschaftskrise sind 
verankert in den Widersprüchen der kapitalistischen 
Gesellschaft überhaupt, | 


(Zurufe der Kommunisten: Sehr richtig!) 


die sich auch gezeigt haben bei dem vierjährigen 
Weltkrieg. Schon damals haben die einzelnen kapi- 
talistischen LOHERAnSugzu pen geglaubt, durch 
Verschiebung der Absatzmärkte die Schwierigkeiten 
beheben zu können. Der Krieg ist vorbei. Es sind 
Verträge geschlossen_ worden, es sind Abkomuen 
eschlossen worden. Es ist eın Völkerbund entstan- 
en. Es ist in diesen Völkerbund eingetreten die 
deutsche Regierung, die ar bad: eg: der deut- 
schen Kapitalisten. Es wurde dädurch herbeigeführt 


eine 
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eine Einigung der Kapikalisten Deutschlands ‚Fränk- 
reichs, Luxen urge und Belgiens in der ©chwerindu- 
strie. Und was hat es für die Arbeiterklasse in 
. Deutschland mit sich gebracht? 

In Deutschland haben die Parteien der ka- 
pitalistischen Gesellschaft der hegierung gesagt: 
Wir können nicht existieren als Volk, wenn wir 
die achtstündige Arbeitszeit bestehen lassen.Wir 
müssen unbedingt die Produktion verbilligen, und 
die Verbilligung kann man nur auf Kosten der Ar- 
beiterklasse durchführen. \an hat in Deutschland 
deshalb unter Zustiumung aller Parteien-sogar bis 
zu den Sozialdemokraten-das iehrzeitarbeitsabkon- 

men eingeführt. Man hat dadurch in Deutschland 
eingeführt die neunstündige Arbeitszeit, sodaß 
in ganz Deutschland die Arbeiter eine Stunde 
sepper arbeiten wie im a Und gerade des- 
halb, weil die deutschen Arbeitergruppen um die 
Bm nrührung des Achtstundentäges kämpfen, 
haben die Arbeitgeber gedroht mit der Generaläus- 
sperrung. | | | | | 

 ..... Bevor ich auf die Dinge hier eingehe ‚uöch- 
te ich in Verbindung damit die Frage stellen: 


Was ist das Ziel, das die Kkedner der bür- 
Bi eben Parteien und auch der Redner der Sozial- 
emokratischen Partei als Ausweg aus der heutigen 

Krise im Saargebiet zeigen? " 


Das einzige Ziel ‚das sie zeigen,ist: 


Wir müssen kämpfen ıum den Wiederanschluß an das 
große deutsche Vaterland. Wir Kowuunisten sagen 
an dieser Stelle, daß die Kommunistische Interna- 
tionale und die . kommunistischen Sektionen in 
allen Ländern stets Kämpfe geführt haben gegen 
den Versailler et und daß wir Konmunisten 
allein den Kampf geführt haben gegen den Völker- 
bund,der ja der Auftraggeber dieses Gebietes ist. 
Aber wir sagen auch den Arbeitern: Der Anschluß 
an das heich wird erst recht den Kampf um Ichn 
und Brot in diesen Gebiete herbeiführen. 


(Zurufe: Sehr richtig !) 


Die Kapitalisten an der Saar werden keine ändere 
Arbeitszeit als im Reiche aufrecht erhalten. 


| Was geschieht zurzeit hier im Gebiete? 
Gestern und heute morgen wird mir gemeldet, daß 
jetzt außer den bag mh im vaarbergbau eine 
aazerung durchgeführt wird. Die bedinge 
sollen durchschnittlich um 40 Gentimes ab L.ds.lits. 
herabgesetzt werden. In Verbindung damit geht man 
auf einzelnen Inspektionen dazu über, die Arbeits- 
zeit zu verlängern. Nan hat die tariflich festge- 
legte Brotpause von 1/2 Stunde auf 20 Minuten 
herabgesetzt. In Verbindung damit hat man,wie der 


Bergmann 
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Bergmann sagt, an jeden großen Ort den Antreiber 
Fr und wenn man jammert über Massenunglücke 
im Bergbau, so soll man Sich die Ursachen dieser 
eeaeRnglücke ansehen. Ich selbst habe als Berg- 
mann feststellen müssen,daß man auf einer Seite 
Arbeiverachutz- Bestimmungen grmacht hat,auf der 
anderen seite hat die Verwaltung das Hecht, das 
Gedinge so zu reduzieren, daß man den Arbeiter vor 
die Frage stellt, entweder mit diesem Gedinge mit | 
seiner Familie zu verhungem, oder gegen die be- | 
stehenden Vorschriften zu handeln, um einen men- 
Schenwürdigen Lohn zu verdienen. Wenn Sie die Un- 
fallstatistiken betrachten, nicht nur im heich, 
sondern äuch im Saargebiet-,der Versuch ist ja 

auch in der Ausschuß-Sitzung des preußischen Land- 
tages gemacht worden- so finden Sie eine Vermehrung 
der Unfälle um 30 %. Das sind Blutopfer der wahn- 
sinnigen AÄntreibung im Bergbau. Es wird gesagt 
durch die Erklärung der Regierung:Der jetzige Zu- 
stand hat seine Ursache in der Weltwirtschafts- 
krise! Gibt es denn keinen Ausweg aus dieser Krise 
und woher komut sie denn? Die Kommunisten haben 
einen zus. Wir haben längstens erkannt durch 

die unwider Babare Theorie von Karl Marx,daß die- 
se Widersprüche durch die jetzige Gesellschafts- 
form und ihrer Verteilung der Produktion unbeheb- 
bar sind. Wie kann man Widersprüche beseitigen, 
wenn man die Produktion über die Vorkriegsproduk- 
tion steigert, die Arbeitszeit verlängert und die 
Löhne reduziert ? Sie betragen relativ im huhrge- 
biet nur 93 % des Vorkriegslohnes und dadurch die 
Produkte billiger auf den Markt bringt ? Im An- 
schluß daran kommen englische Kohlenkönige und 
sagen:Wir können nicht mehr konkurrieren, wir wüs- 
sen die Arbeitszeit verlängern. Und dort wırd die 
Verlängerung der Arbeitszeit _von 7 auf 8 Stunden 
durchgeführt. Dann ist es selbstverständlich, daß 
dann die Verbraucher die Ware dort kaufen, wo sie 
am utigsten ist. Die Reichsbahnverwältung sagt: | 
Natürlich werden wir Kohlen kaufen, wenn sie bil- 2 
liger sind. Die Konsequenzen sind Entlassungen. 

je Löhne müssen reduziert werden. Das ist die 
Schlußfolgerung aus diesen Punkten, die vor uns 
liegen. Ist jemand da, der das ai ee behaup- 
ten wird? Aber niemand kann das. Auch nicht der 
Be Wehling, der sich jetzt so fleißig Notizen 
DACH. 
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Meine Herren! Ich habe jetzt vor Z Ta- 
«en vor dem Obersten Gerichtshof des Saargebietes 
gestanden. Dort sitzt das System über das wir 
eute reden zu Gericht. Man hat uns verurteilt, 
weil wir den Massen des Saargebietes gesagt haben, 
den Bergarbeitern: So geht das nicht mehr weiter, 
entweder ihr schließt euch zusammen und kämpft | 
gegen eure Unterdrückung ihr führt geschlossen } 
en Kampf mit der deutschen Arbeiterklasse für | 
den Sturz des heutigen Systems, oder man wird 


auch weiter dem Elend entgegenführen " Wir konn- i 
ten feststellen, sowohl bei dem deutschen Brupen i 
eric 


J> 
I 
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. Gericht in Saarbrücken, wie auch an diesem Gerichts- 


hof, daß die Kegierung wie auch dieses Gericht in 
den Maßnahuen gegen die Arbeiter an der Seite der 


Nun meine Herren, zu den 


Massen-Entlassungen 


die jetzt durchgeführt werden. Da ist es eigentün- 
lich, daß alle bürgerlichen Parteien auch die So- 
zialdenokratie die Zahlen der Entlassungen bis auf 
den einzelnen Mann anzugeben wissen. Gleichzeitig 
aber sagen die Gewerksce aftsführer, sie wissen 
nichts von den Maßnahmen der Bergwerksve rwaltung. 
Ist nicht in den Verhandlungen darüber esprochen 
worden, die man mit der Bergwerksverwaltung hätte, 
wie die Entlassungen durchgeführt werden sollen? 
at man nicht vor der Entlassung gesagt, die Berg- 
werksverwaltung wird Die jenigen entlassen die noch 
keine drei Jahre beschäf ist sind oder außerhalb 
des Saargebietes wohnen. ir haben festgestellt, 
daß diese Zahlen der Entlassenen nicht stimmen. 
Grube Velsen sind es allein 450 Wann. Das ist 
nur eın einzelner Schacht. Darunter sind auch Ar- 
beiter ‚die 5 bis 30 Jahre dort gearbeitet haben, 
allein über fünfzig aus unserer kleinen Gemeinde 
Iudweiler. Die Deronsrksvermaltung hat ein gewis- 
ses Ziel bei den Entlassungen ver olgt. Entlassen 
sind in erster Linie die a tiven Funktionäre der 
Arbeiter. Es ist somit das eingetroffen, was wir 
betonten und auch geschrieben haben, daß nicht nur 
kommunistische, sondern auch sozialdenokratische- 
und christliche Funtionäre entlassen worden sind. 
1e Bergwerksverwaltung weiß, was sie will. Nun 
wırd uns gemeldet 
und Stahlwerken Völklingen einzelne Entlassungen 
durchgeführt werden. Die Ärbeiter werden gezwungen, 
auf dem Werk des Herrn Hermann Röchling einen Re- 
ers zu unterschreiben, daß sie auf die gesetzliche 
ennesfrist verzichten, dauit die Leute jeder- 
zeit entlassen werden können. Dies zeigt uns, daß 
die Maßnahmen der Grubenverwaltung wit denen der 
Schwerindustrie auf einer Linie hinauslaufen. 


Untersuchen wir die Ursachen im Saarge- 
biet einmal ! Sind sie ändere, wie ich sie im all- 
emeinen geschildert habe? Erlauben Sie mir einen 
urzen Rückblick! Dieses Haus tagt jetzt 4 Jahre. 
Im Jahre 193 wurde ein scharfer Konkurrenzkanpf 
eführt zwischen den französischen und deutschen 

apıtalisten um die Saar-und huhrkohle. Dieser 
Kampf führte zur Besetzung der Ruhr, führte zum 

assıven Widerstand ‚führte zu gewaltigen Streiks 

n der Saar, die bis tief nach Iothringen hinein- 
reichten. In diesem Kanpfe hatten die Gewerkschaf- 
ten Millionen an Mitteln zur Verfügung,um den 
Kampf monatelang durchführen zu können. Diese 


httel 


‚daß bei den Röchling’schen Fisen- 
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Mittel sind geflossen durch die kapitalistische 
Regierung des heiches. Die Bergarbeiter wurden 
dadurch unterstützt. Meine Herren! Damals standen 
die beiden Interessengruppen, französische und 
deutsche Kapitalisten im Schärfsten Kaupfe gegen- 
über. Diese haben nicht die Bergarbeiter unter- 
stützt, um ihnen zu helfen. Ein Jahr später war 

es die Firma Röchling, die die Arbeiter aussperrte, 
den Zwölfstundentag und dazu noch 35 % Lohnabbau 
verlangte. Merkwürdigerweise war es die hegierungs- 
kommission, die damals noch unter dem entscheiden- 
den Einfluß des französischen Inperialismus stand, 
die die Äussperrung unterstützte. Man hat Arbeits- 
vermittlung nach ringen vorgenommen und die 
Unterstützungssätze nicht nur um 30 %, sandern 
teilweise um 100 % erhöht. Das waren die Zeiten 
der Konkurrenzkämpfe um die Vormachtstellung in 
der Ausbeutung dieses Gebietes. Damals hatte man 
Millionen von beiden Seiten zur ee der 
kämpfenden Arbeiter ausgeworfen und jetzt haben 
die gemaßregelten Bergarbeiter sich an die gleiche 
preußische Kegierung gewandt, um eine kleine Unter- 
stützung zu erhalten. Diese hat aber mitgeteilt, 
daß keine Nittel vorhanden seien, und das ist die 
RaßieTung, die genug Nittel hat,um Panzerkreu zer 
zu bauen. 


(Zurufe der Kommunisten: Sehr richtig!) 


Und hat man nicht im Saargebiet vor kurzem bedeu- 
tende Aktionen durchgeführt, wie die Betreuungsak- 
tion der Beamten usw. Waren es nicht die obersten 
Beamten, die das heich verklagt haben, da sie nicht 

enug vom armen Vaterland bekommen konnten ‚während 

ie unteren Arbeiter und die ÄArmsten der Armen 
nichts bekomuwen haben. Die Arbeiter können nicht 
klagen. Kommen Sie hierher und widerlegen Sie die- 
se eisernen Tatsachen unserer kapitälistischen 
kegierung. Trotzdem man hier so wit der Arbeiter- 
schaft an der saar herumspringt, ist es die Är- 
beiterschaft, die mit eiserner Konsequenz den Kampf 
gegen die französischen Imperialisten führt. 


. Meine Herren! Verträge von Locarno und 
Thoiry sind zustandegekonmen und es ist weiter g- 
kommen der Eintritt Deutschlands in den Völkerbund. 
Ich muß sagen, in dem Konkurrenzkampf, der zwischen 
dem deutschen Unternehmer Röchling und den franzö- 
sischen Konkurrenten hat merkwürdigerweise die 
Sozialdeumokratische Partei sich zum Anwalt der _ 
Regierungskommission aufgeworfen. Damals war es die 
Volksstimme, die heute täglich 10 Schmutzartikel 
gegen die Kommunisten verkündet hat. 


(Zurufe: Es ist nicht wahr !) 


Da wird gesagt, es ist nicht wahr. Wir können die 
Nummern der olksstimne bringen, wo dıe Kampfgenos- 
sen des Herrn Röchling an der Seite der Regierung 
das 'Soziale Jahr" verkündet haben. BR 
uru 
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(Zuruf des Abg.Petri: Das "soziale Jahr " 
aben wir gewünscht ! 


Die Geschichte läßt sich nicht umlügen, sie ist 
passiert. 


Meine Herren! Anläßlich des Eintritts 
Deutschlands in den Völkerbund hat man in diesen 
ause betont, daß durch den Eintritt in den Völ- 
kerbund bessere Verhältnisse auch für die Arbei- 
terschaft eintreten würden. Erinnern Sie sich Ih- 
ker heden? Wenn Sie aber ein schlechtes Gedächtnis 


aben, werden wir Ihnen helfen und die Akten aus- 
graben. 


Was haben wir Komuunisten gesagt? Diese 
Verbrüderung der deutschen Iuperialisten mit den 
französischen ist nichts anderes, als die | 
Fortsetzung der Anti-Sowjetrussischen Politik 
Englands zum Kanpfe gegen Sowjet-Außland. Dieser 
Bun wırd sich im Saargebiet gegenüber der Är- 
beiterschaft insofern auswirken, als der gegensei- 

vige Konkurrenzkampf zurückgestellt wird und die 
Interessen der Unternehmer £egen die Arbeiterschaft 
werden in den Vordergrund gedrückt. Und als vor 
eineinhalb Jahren die Offensive für Rationali- 
Sierung begann, haben wir als Sanzien ‚wir waren 
es als Kommunisten, die täglich in der Presse und 
ın den Versammlungen den Ärbeitem sagten: Nun wird 
‘der französische und der deutsche Kapitalisuus 
kraft der Einigung von lhoiry, kraft des Eintritts 
in den Völkerbund, gemeinsam gegen euch vorgehen. 
Und alle die Heulerei in der bürgerlichen Presse, 
und alle die schönen heden wurden nur gehalten und 
werden heute noch gehalten, um die wahren Ziele der 
Der ze vangen jener vereinten Kapitalgruppen gegen 
die ausgehungerten und Puape plunde rton rbeiter 
des Saargebietes zu verschleiern und zu verdecken. 


(Zuruf der Komwunisten: Sehr richtig!) 


Bin kurzer Blick hinter die Kulissen hat j@ diese 
kleine Entgleisung zwischen der Saarbrücker Zei- 
tung und der Saarbrücker msaneitung A 
Dort haben sie sich esgenseitig einmal ganz kurz 
einige Dinge aufgedeckt, die dann schnell durch 
das bingreifen der Herren Aktionäre und Aufsichts- 
ratsmitglieder wieder abgestellt wurden. Dort wur- 


de einmal so klein wenig hinter die Kulissen ge- 
schaut. 


 (Zuruf des 1bg. Kiefer. Sind Sie auch Mit- 
glied vom Aufsichtsrat der Landeszeitung?) 


- Glocke des Vorsitzenden - 


Vorsitzender 
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Vorsitzender: Meine Herren! Ich möchte darauf auf- 
merksam machen, daß es ein ungeheuer wichti, 
ger Gegenstand ist, den wir zur Ausspräche 

aben, und daß wir bisher die Ausspräche nit 
allem Ernste gepflogen haben, der der Sache 
zukomut. Ich möchte dringend bitten, daß wir 
mit diesem Ernste die Aussprache zu Ende füh- 
ren. Es wird allerdings dazu beitragen ‚wenn 
Herr Abgeordneter Reinhard sich mehr an die 
Sache selber hält, als die Gelegenheit bemutzt, 
um die Sache nach der parteipolitischen Seite 
hin auszuwerten. 


Abg. Reinhard fortfahrend: 
Ich weiß nicht, ob jemand bisher mehr 
zur Sache gesprochen hat, als’wie gerade hier 


Z. Maprer Seite zu den Dingen gesprochen 
wurde. 


(Zurufe der Kommunisten: Sehr richtige!) 
(Zuruf des Abg. Petri: Besser wie Du!) 


Wir haben voruns die eiserne Tatsache, auf der 
einen Seite die Arbeiterschaft, auf der ande- 
ren Seite ger Arnnätgeherve zband des Saarge- 
bietes. Und die Kämpfe der hationalisierung, 
die im letzten Jahre geführt wurden, fanden 
immer statt, indem die zwei Fronten sich gegen- 
überstanden. Auf der einen Seite wurde der 
Kampf geführt in der Metallindustrie um einen 
höheren Iohn. Man hatte sich geeinigt zwischen 
der kegierung und zwischen dem Ärbeitgeberver- 

and, um einen Schiedsspruch anzuerkennen.Nan 
hatte sich aber gleichzeitig mit derselben | 
Regierung geeinigt, die Löhne der Staatsarbei- 
ter unter keinen Umständen höher werden zu 
lassen, wie die Löhne der Netallarbeiter. Und. 
vorher haben dieselben pass pongrunpen gemein- 
sam den Lohnabbau um 10 % durchgeführt. Hier 
ist keine deutsche HKegierung gekommen und hat 
gesagt, als die Bergwerksve swältung den Lohn- 
abbau proklanierte: streikt, wir werden euch 
unterstützen. Ja, jetzt kann man nicht mehr 
streiken gegen die französische Grubenverwal- 
tung, man würde sonst die Politik von Thoiry 
efährden, man würde gefährden die Politik 

er Annäherung des sogenannten Linksblocks, 
die getragen wird durch die Vertrauensmänner 
der Schwerindustriellen Deutschlands und 
Frankreichs, Stresemann und Briand. Und in 
Verbindung damit müssen wir auch untersuchen: 
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FRI: 


Wie soll der Arbeiterschaft des Saarge- 
bietes geholfen werden ? 


Wir haben festgestellt, in dieser Linie 
ist kein Unterschied in der Auffassung der 


terseien_ \ 
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Parteien von rechts bis zu_den Sozialdeuokräten. 
Alle sagen: Anschluß an’s Reich, dann ist alles 

eschehen. Und wie soll der Anschluß an das Reich 
‚komnen? Sie sagen: Die Wahlen müssen jetzt Links- 
regierungen bringen. Und welche Linksregierungen? 
Die Sozialdemokraten sagen: Linksregierung in 
Deutschland, Linksregierung in Frankreich? Und was 
verstehen sıe unter diesen Linksregierungen ? Sie 
sagen ganz offen: Hinausschiebung der Deutschna- 
tionalen, der Partei der Hetzer, und Mitregierung 
in einer großen Koalition bis zur deutschen Volks- 
partei. Und umgekehrt in Frankreich. Und deshälb 
auch das Verträuensvotum der Soziäldeuokräten für 
Herrn Stresemann, der offiziell Mitglied der deut- 
Schen Volkspartei ist. Die Sozialdeuokratie sieht 
den gran gen Ausweg, die Wirtschaftskrise zu be- 
heben, unter Nitwirkung der deutschen Volkspartei 
in der Regierung, jene! Partei der Trustgewältigen, 
die die deutschen Arbeiter auf die Straße werfen. 
Das nennen Sie das Ziel, das erreicht werden muß, 
um der Arbeiterschaft zu helfen. Wir als Komuu- 
nisten können diesem Gedankengang nicht folgen. 
Wir wissen, daß die sozialdemokratische Partei 
aufgrund ihrer Koalitionspolitik, aufgrund ihres 
historischen Werdegangs gar nicht anders handeln 
kann. Leider glauben es aber immer noch viele Ar- 
beiter, daß die Sozialdemokratische Partei genau 
wie die Kommunistische Partei den Sturz der heuti- 
gen wahnsinnigen Gesellschaftsordnung anstreben 
würde. Meine Herren! Dazu nur ng Bemerkungen. 
Man hat in den letzten Tagen soviel gehetzt und. 
eschrieben über die Schwierigkeiten und über die 
(risen in der russischen Sowjetunion. Allen voran 
natürlich das sozialdemokratische Organ, die Volks- 
stimme. ünd wie liegen dort die Dinge ın Wirklich- 
keit? In der Scwjeturion herrscht im Bergbau der 
Sechsstundentag ‚der Sechsstundentag ist generell 
durchgeführt. 


(Zuruf des Abg. Köchling: Stimut nicht!) 


42 der übrigen Industrie besteht der Achtstundentag. 
n einer ganzen Reihe Fabriken ist der Siebenstunden- 
tag durchgeführt oder wird_in diesem Jahre durch- 
geführt. Das Wachstum der Industrie dieser Betriebe 
ist derartig enorm in den letzten Jahren,daß ein 
vernünftiger Politiker das nicht zurückweisen kann, 
zumal die intwicklung der kapitalistischen Gesell- 
Schaft bis zum heutigen Stadiu:x 160 Jahre gebraucht 
hat. Wenn man bedenkt, daß an der Sowjetunion nach 
Beendigung des Bürgerkrieges erst 5 Jähre gebaut 
wird, und gebaut wırd ohne oder fast ohne äuswär- 
tige Anleihen, Jann kann man ermessen, welche unge- 
heueren Vorteile dort die Zusamnenfassung der In- 
dustrie durch die Sozialisierung .ür die Ärbeiter- 
Schaft mit sich gebracht hat. Leshalb ist es unser 
Ziel, darum zu käupfen in allen Ländern,durch den 
Sturz der herrschenden Gesellschaftsordnung diese 
Schwierigkeiten, die heute den Arbeiter zum Hunger- 
tode verurteilen, zu beseitigen. Wenn es uns nicht 
gelingt, 
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gelingt, t, weine Herren,dann werden Sie es er- 
reichen, daß der TERKBE Fe nzkann! um die Vormach#- 
stellung, um die Absatzmärkte der einzelnen Inte- 
. ressengruppen trotz Völkerbund und trotz gegen- 
seitiger Zurückstellung der bsegensätze momentan 
wieder in einen Weltkrieg ausuünden wird. sie 
werden erreichen, daß anstatt Kultur, Barbarei, 
Vernichtung und alles das, was Sie Kultur nennen, 
eintreten wird. 
Nun zu den konkreten Maßnahmen, die wir 
in der Zargen Situation als kommunistische Par- 
tei fordern. Wir haben schon vor Wochen der Regie- 
rungskomnission zum wievielsten liale einen Antrag 
unterbreitet, in welchem die Erhöhung der Erwerbs- 
losenunterstützung auf 0 Franken 59 Tag für alle 
Erwerbslosen gefordert wird; außerdem für die Frau 
o Franken und für jedes Kind 3 Franken. Ferner 
haben wir verlangt, die bestehenden Karenzzeiten 
unbedingt zu beseitigen und die Erwerbslosenunter- 
stützung für die Gesamtdauer der Erwerbslosigkeit 
zu zahlen. Wir haben außerdem gefordert, den Ge- 
meınden die notwendigen Mittel zur Verfügung zu 
stellen zur Durchführung der produktiven Erwerbs- 
losenfürsorge. Nun hat ja hier der Herr Staats 
Kommissar ‚im Auftrage der hegierungskomnission 
dem Hause mitgeteilt,daß ab l.lärz die Erwerbs- 
losenunterstützung um 30 % erhöht würde. Wahrhaft 
eine fürstliche Erhöhung ,wenn Sie bedenken,daß 

die Erwerbslosensätze des »aargebietes zwischen 

4 und 6 Franken pro Tag betragen. Hechnen Sie 

sich diese Erhöhung der 30 % igen Unterstützung 
einmal aus. Gibt es jemand hier im Hause, der 

mit dieser Erwerbslosenunterstützung sich und sei- 
ne Familie ernähren kann? Er möge nächher hierher- 
treten und das begreiflich machen. Dann heißt es, 
die Kegierungskomnission ist bereit, Kredite zur 
Der lugung zu stellen. Um die Anwendung dieser 
Kredite äuch richtig zu kontrollieren, soll eine 
Kommission eingesetzt werden. Vielleicht ist Herr 
Staatskommissar so freundlich und sagt uns näch- 
her einmal, wie die Zusammensetzung dieser Komnis- 
sion aussehen soll. Bisher konnten wir feststel- 
len, daß die hegierung sehr viele Mittel aufge- 
wendt hat zu allen möglichen Dingen,nur nicht zu 
kulturellen Sachen im Interesse des Fortschritts 
der Gesellschaft überhaupt. Ich brauche in diesen 
Baespanhaug nur folgendes zu erwähnen: Wir haben 
in unserer Bergarbeitergemeinde schon länge ein 
Kinderheim errichtet. Wir haben äuth vor zwei Jah- 
ren ein neues Kinderheim erbaut. Die hegierung hat 
dazu keinen fentimes bewilligt. Aber die hegierung, 
will sich heute Herr über das machen, was wir 
durchgeführt haben, und sagt: Wir verlangen,daß 
uns dıe endgültige Entscheidung darüber gegeben 
wird, welches Personal dort eingestellt wird. " 


(Zuruf des_ Staatskomwissars Dr.Heim: 
Darf ich Ihnen gerade erwidern °? 


Vorsitzender: 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Staatskonmissar Dr.Hein! 


Sstaatskomissar Dr. Heim: Herr Reinhard, Sie haben mei- 
ne fusführungen nicht genau verfolgt, sonst wären 
Sie nicht zu diesem Schluß gekommen. Ich habe aus- 
drücklich und wiederholt es noch einmal gesagt: 
Die Hegierungskomission beauftragte eine Spezial- 
kommission miv der sofortigen Prüfung der frage 
der alsbaldigen Ausführung von solchen öffent- 
lichen Arbeiten der Gemeinden, zu denen Zuschüsse 
seitens der hegierungskomnission nach dem Etat 
1927 und 198 infrage kommen. Das sind also die 
Gemeinden, die alljährlich wiederkehrende Zu- 
Schüsse bekommen, und zwar in der Hauptsache für 
Wasserleitungen und Straßenbau. Jetzt soll nur 
mit Rücksicht auf die BEASE IEHELS Erwerbslosig- 
keit ein rascheres Tempo eintreten. Es ist nicht 
daran gedacht ‚irgendwie eine Kon'rolle der Gemein- 
den auszuüben, sondern lediglich die alljährlich 
wiederkehrenden Zuschüsse nach bestimmten Kicht- 
linien mit Rücksicht auf die erhöhte Erwerbslo- 
sigkeit zu erhöhen. Das ist etwas ganz anderes, 
wie Sie es hier ausgeführt haben. 


bg. Beinhard fortfahrend: 





Meine Herren! Ich muß feststellen,daß 
die Ausführungen des Herrn Staatskommissars das 
erade bestätigen, was ich ausgeführt habe. Ich 
abe nämlich gesagt, daß die Kap ISFEBENBORmI SEC 
eine Komission bestimut habe, die die Dinge prüfe, 
und habe dann ErBrEN daß es uns interessiert,zu 
erfahren, wie diese Kommission zusammengesetzt 
wird. Es ist von Ihnen gesagt worden, daß die Re- 
/ aer komm aslon keine besonderen Mittel zur 
erfügung stellt, sondera daß sie nur die Mittel 
zur Verfü ung stell: ‚die sie auch zur Verfügung 
estellt hätte, wenn keine erhöhte Erwerbslosig- 
eit eingetreten wäre. Nur sollen die Arbeiten 
beschleunigt werden. Das ist die Konsequenz der 
Ausführungen des Herrn Staatskomissars. 
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(Zuruf des Staatskomissars Dr.Heim: \leil es 
die Gemeinden betrifft ‚wohl bemerkt.Herr 
Reinhard!) 


Ich stelle dazu fest, daß es nichts anderes ist, 
als daß ie HRegierungskomnission keine besonderen 
Mittel zur Verfügung stellt, sondern es wird eine 
Komnission hingeschickt, die nur prüft. Ich habe 
daran die Frage geknü E. wie die Zusammensetzung 
der Kommission aussieht, weil wir feststellen 
konnten, daß gerade die ärmsten Ärbeitergemein- 
den in dieser Frage bisher übergengen wurden.Das 
war das, was ic” zu dieser Frage ausgeführt habe. 
Meine Herren! Sie haben an der Erhöhung der Er- 
werbslosenunterstützung gesehen, daß doch keines-. 1 
falls diese Urterstützung in der Lage ist, die 
£rbeiterschaft vor dem Hungertode zu beschützen. 
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Was soll ein Familienvater anfangen mit 6 Franken 
Erwerbslosenunterstützung ? Wie soll er denn seine 
Familie, sich,Frau und Kinder ernähren”? Meine Her- 
ren,vielleicht gibt auch darüber der Herr Staats- 
komnissar Zuskunft. Und weiter, was gedenkt denn 
die Kegierung zu tun, um die entlassenen Bergar- 
beiter, die bisher in den Koloniewohnungen der 
Grube wohnten und denen die Grubenverwaltung nit 
der Entlassung die Wohnungen kündigt und sie auf 
die Straße schmeißt, anderweitig unterzubringen? 
Man hat in einigen Fällen schon mit dem Hinauswurf 
begonnen. Bisher bietet das Gesetz keine Handhabe, 
das. zu verhindern. Wir fordern hier ein generelles 
Verbot, daß die Bergverwaltung oder irgendein an- 
derer Privatunternehmer, der einen Arbeiter durch 
die hationalisierung entläßt, ihn auch auf die 
Straße setzen kann. Das muß unbedingt jetzt von 
der Regierung erlassen werden. Oder will man, daß 
die entlassenen Arbeiter auch BR OBRE I Hi auf den 
Friedhof auswandern, daß sie sich in der Verzweif- 
lung umbringen sollen ? Denken Sie sich doc | 
hinein in die Lage einer Arbeiterfanmilie. Wan wird 
auf die Straße geworfen und man wird aus der Woh- 
nung geworfen. Nan steht vor einem Nichts. Was soll 
mit einem geschehen ? Was gedenkt hier die Regie- 
rung zu tun? Hier müssen laßnahmen durchgeführt 
werden,denn so kann es nicht bleiben, daß einfach 
die Bergverwaltung das Recht hat, die Arbeiter, 
nachdem sie sie auf die Straße geworfen hat, Auch 
aus der Wohnung herauswirft. Das ist eine Forde- 
rung, die wir außerdem unbedingt erheben müssen. 


Nun noch ein paar Benerkungen zu der 


Sozialversicherung. 


Meine Herren! Wir haben mit der Hegierungskomnis- 
sion- Herrn Koßmann, dem Vertrauensmann des Zen- 
truns, als Minister für dieses Kessort-verhandelt 
und man hat eigens zum Zwecke der Durchführung der 
Forderungen der Sozialversicherten einen Fachmann 
von Berlin kommen lassen, und was ist bis heute 
geschehen ? Sind die Renten der Sozialversicherten 
so erhöht- ich will einmal bescheiden sein-,‚daß 
sie die Kaufkraft besitzen der Vorkrie szeit ? 
Niemand wird das behaupten können. Wo bleibt denn 
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gozialversicherten ihre Rente nicht gegeben wer- 
en. Und man muß einmal ganz offen sägen, wie die 
. Dinge liegen. Die Mehrzahl der Sozialversicherten, 
der Emntenenpfänger, haben ihre Beträge 
in die deutsche Sozıalversicherung gezahlt. Sie 
mußten sie zahlen kraft Gesetzes. Sie wurden ih- 
nen am verdienten Lohn abgezogen. Und nun benutzt 
man dieses Geld, um Panzerkreuzer zu bauen und 
fortgelaufene Fürsten zu bezahlen. Aber für die 
Soziäalversicherten ist kein Geld da, sind keine 
Mittel vorhanden. 


Und nun zun 


Saargebiet. 


Meine Herren! Die ge bene vu die uns zuge- 
ungen ist, hat uns mit aller Deu lichkeit gezeigt, 
aß sogar die vorgesehenen Summen im Etat in den 
Steuervorlagen bei weitem überschritten werden, 
und merkwürdigerweise in zwei Steuerarten über- 
Schritten wurden, die auf der werktätigen Bevölke- 
rung,lasten. Die Einkommen-und Umsatzsteuer,die 
erdrückend auf der werktätigen Bevölkerung lästen, 
haben über Millionen mehr eingebracht als vor- 
gesehen waren, während auf der anderen Seite die 
ermögenssteuer nur ein Viertel desjenigen gebracht 
hat, was vorgesehen war. Es wird wohl so sein,wie 
Herr Röchling sagt, daß es keine reichen Leute 
mehr im Saargebiet gibt. 


(Zurufe: Sehr richtig !) 


Sehr richtig" wird natürlich gerufen. Wenn man 
aber hier auf einer Seite Bälle veranstaltet und 
Fr. 50.- Eintritt zu Wohltätigkeitszwecken erhebt, 
dann müssen auch reiche Leute da Sein. 


(Zurufe: Sehr gut !) 


Aber was geschieht mit den eingegangenen Mitteln, 
die zweifellos aus der arbeitenden Bevölkerung 
herauskommen? #lle Mittel werden von der werktäti- 

en Bevölkerung aufgebracht. Wenn wir uns den 

tat anschauen, finden wir Millionen für das Land- 
Beer -Korpe eingesetzt. Wir haben nicht vergessen 

aß die bürgerlichen Parteien nach Genf gingen und 
sich für dieses Landjäger-Korps eiugesetzt haben. 
Es waren Vertreter der bürgerlichen Parteien die 
erklärt haben: 'Wir erklären uns bereit, für diese 
Landjäger die Steuern aufzubringen. Millionen wer- 
den ausgegeben für diesen unnützen Zweck. Sie alle 
haben schon erklärt, die Arbeiter des Saargebietes 
seien friedfertige Menschen und alle Demonstra- 
tionen haben das gezeigt trotz niederträchtiger 
Provokationen. Trotz der Hetze bürgerlicher Zei- 
tungen hat bisher die Arbeiterklasse sich immer 


wieder ruhig verhalten, trotzdem man sie blutig, 
zusammengehäuen hat, als sie versu ie erh ihr 
end zu demonstrieren. Und jener Apparat wird 


auf 
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auf Kosten der Bevölkerung erhalten und bekommt 
Millionen zugewiesen. Ein anderes Kapitel ‚wenn 
man über die Not redet: Ich kann mich entsinnen 
‚wie ein Pfarrer hier sich eingesetzt hat. daß 
die Gehälter der Geistlichen zu niedrige &eien 
und daß sie erhöht werden müßten. Die Tone 
hat dem Rechnung getragen. Diese Gehälter wer- 
den gezahlt aus der Landeskasse aus jenen Steuer- 
groschen von den Nichtgläubigen, die“nach An- 
sicht vieler Leute minderwertige Menschen sind. 
Ferner werden aus dem Budget des Landes Sezählt, 
in dem kein Geld für die schaffende Bevölkerung 
1st: besondere Aufwendungen an die Bistümer Trier 
und Speyer. Dafür kann sich kein Arbeiter etwas 
kaufen. Ferner werden aus Steuereingängen den 
Re Ligionssemeinschaften, die private Einrichtungen 
sind, Millionen zugewiesen. Sie haben einen Anteil 
an der Lohnsteuer erhalten und bekommen außerdem 
noch besondere Millionen zugewiesen. Außerdem 
werden Gehälter aus den übrigen Steuem bezahlt. 
Ist das nicht ein ungeheuerer Zustand au? der 
einen Seite? Und nun ein Punkt, 


i 


die Gehälter der Herren Ninister. 





Ich kann mich gut entsinnen, daß eine Zeitung 


des Saargebietes 
(Zuruf: Die Saarbrückering !) 


eın mal schrieb, daß wir deshalb immer so schlech- 
te Präsidenten bekämen, weil das Gehalt sehr nied- 
rıg sei. Der Etat gibt dem Präsidenten 750 000 
Fränken Gehalt. | 


(Zurufe: Stimmt nicht !) 


Nein, 175 000.-Franken, ich habe mich Fernrgchen. 
Ich wollte Pegen. deß 5 Minister zusammen 750 000.- 
Franken Gehalt haben. Ist das zu wenig Gehalt? 
Vergleichen Sie einnal dieses Gehalt von 175.000.- 
Franken mit der Erwerbslosen-Unterstützung eines 
Bergmannes,der dreißig Jahre geschuftct hat und 
Fr. 6.-pro Be: erhält, der vielmehr gearbeitet hat 
wie ein Präsident, den man hierher geholt hat. 
Dieses Geld wird gezahlt aus den Knochen der Ar- 
beiter, die noch mehr schuften sollen für ihre 
nansßeworfenen Kameraden. Da sagen Sie immer 

und betonen; Diese Gesellschaftsform,wie sie 

heute besteht, muß unbedingt erh:lten werden. Und 
Sie wagen noch zu schreiben: Dieses Gehalt ist 
noch zu gering, man bekommt dafür keinen guten 
Präsidenten des Saargebietes. Wenn Sie alle diese 
Fragen näher betrachten, und hören auf der anderen 
Deite die Klagen jener Kreise, die zwischen Ärbei- 
ter und Kapiatlismus stehen, des Mittelstandes, 
die werden nicht begreifen, daß alle diese Beäanten, 
auch höhere Beanten mit 4- 6000 Franken (Gehalt 

ro Nomat,sogar das vielgeliebte Vaterland verklagt 
aben. Der Arbeiter kann nicht klagen, man stellt 
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die Arbeiter hin als haufbolde,wenn sie aus Ver- 

. zweiflung auf die Straße ge en. Aber diese hohen 
Gerichte, von denen die Arbeiter ins Gefängnis ge- 
worfen werden, besitzen die Unverschäntheit ‚die 
deutsche ea rung zu verklagen, weil man ihnen 
nicht solche Gehälter gibt,wie sie ihnen angeblich 
zugesiehert waren. | 

Und_noch ein paar Bemerkungen zu den obe- 
ren Konmunalbeamten des RPatgRDsR LES. Diese gehen 
dazu über und verklagen die Kommunen zur Zahlung 
von Summen bis zu 2000.-Franken als sogenannte 
Be ruungses löer ohne Rücksicht darauf, ob die 
Steuerkraft der Gemeinden es zuläßt. Soll das so 
weitergehen ”? | 

Wir klagen in diesem Hause die kapitali- 

stische Gesellschäftsordnung an, da sie däzu über- 
geht, die kenschen dem Hunger und der Verzweiflung 
entgegen zu jagen und dann, wenn sich diese Nen- 
Schen gegen die bestehenden Gesetze vergehen, sie 
Eee Der Snenis wirft. Die Arbeiter werden, wenn sie 
arbeitslos auf der Straße stehen und in ihrer Not 
zum Verbrecher werden, in’s Gefängnis geworfen. 
Der satte Bürger freut sich, wenn er morgens in 
der Zeitung liest, daß man wieder einen Verbrecher 
eingesperrt hat. Der Ärbeiter kann aber nicht an- 
ers, denn er muß leben, er muß den Kampf ums 
Dasein führen und wenn ihm die bürgerliche Gesell- 
Schaft das Brot nimmt, muß er andere Mittel und 
Wege finden. Das sind nicht diejenigen Arbeiter, 
ie klassenbewußt sind, sondern Andere. 


Wir fordern daher von der Regierungs- 
komnission eine Andere | 


Erhöhung der Erwerbslosenunterstützung 


und verlangen kategorisch, däß Maßnahmen ergrif- 
fen werden, diese Zustände abzuändern. Und wenn 
es nicht anders kommt, werden wir Mittel und Wege 
finden, um die gesamte Arbeiterklasse gegen jene 
zu führen, die sie hier unterkriegen will. Gerade 
jer im Saargebiet. Der Bergmann hat an der Wiege 
der Menschheitskultur gestanden und er ist der- 
jenige, aufgrund dessen Arbeit der jetzige tech- 
nische Fortschritt möglich war. Ohne die Bergmanns- 
arbeit keine Eisenbahn, keine Flugzeuge. Diejenigen, 
die die Arbeitskräfte ausnutzen dadurch, daß sie 
heute die Nacht besitzen, die aber noch nie in die 
Erde Bu Deeatiogen sind, um zu schuften,haben 
Banat länger Hecht, andere zu unterdrücken. Des- 
halb werden wir nicht eher ruhen und _rästen, bis 
die verfluchte u ee Gesellschaftsord- 
nung von heute beseitigt ist. Das wird der end- 
eui tige Ausweg sein, ein Zwischending gibt es 
nicht. 


( Bravo-Rufe der Koumunisten! ) 
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Vorsitzender: Das Wort h&t Herr Abgeordneter Dr. höchline! 


Dr. Röchling (DSV): keine Herren! Die Rede, die der Herr 


bgeordnete Reinhard gehalten hat, wird .den ent- 
lassenen Bergleuten sehr wenig helfen. Vielleicht 
het er dauit auch nicht geräde erleichtert, däs 
zu erreichen, w&s wir brauchen. Die Dinge Liegen 
verhältnismäßig einfäch. Es handelt sich nich 
d&erum, hier eine kommunistische Wahlrede zu hal- 
ten, denn damit kommt nicht ein Bergmann in die 
Grube zurück und wird nicht eine Tonne Kohlen 
mehr abgesetzt. Ich bedauere, daß diese hede in 
dieser Form gehalten worden ist. Es kommt viel- 
mehr allein darauf an, wie können wir den Be 
leuten helfen ? Diese Frage ist natürlich nicht 
einfach. Die Ursachen der Di ehe Re Schwie- 
rigkeiten im Saarbergbau sind verhältnisuäßig 
leicht zu übersehen. Eine der wesentlichsten 
Ursachen ist die Tatsache, daß der französische 
Bergfiskus überall im Verkauf versagt hat. Neuer- 
dings hat er in Italien enorm an Absatz verloren. 
Aber nicht nur in Italien, sondern auch in Frank- 
reich sind ihm in den letzten Wachen sehr große 
bschlüsse weggenommen worden und zwar von den 


N 


Firmen "de Yendel "und "Sarre et Moselle ". 


Diese französischen Firmen häben es ET STeRebraoht, 


den französischen Bergfiskus bei der Elsaß-Loth- 
ringischen Bahn aus dem Absatz herauszubringen. 
Der französische Staat ist also nicht einma 

stark genug, im eigenen Lande bei den eigenen 
Bahnen sich den Absatz zu sichern. Was neißt das” 
Es heißt nicht wehr und nicht weniger, als daß 
die derzeitige Leitung der Saargruben heute in 
Frankreich keinen Einfluß mehr hat. Mir ist es 
unverständlich, wie so etwäs möglich sein kann. 


(Zuruf des Abg.keinharad: Warum werden Zechen 
stillgslegt ?) 


Zurzeit werden keine Zechen stillgelegt! Im übri- 

gen werden naturgemäß nur sehr alte Gruben still- 

gelegt, die nicht mehr konkurrenzfähig sind. 
(Unverständliche Zurufe des Abg.heinhard!) 


( Glncke des Vorsitzenden !) 


Vorsitzender: Herr keinhard, Sie haben vorhin Gewicht da- 


rauf Du ruhig angehört zu werden. Wollen Sie 
gaese be echt auch anderen \üitgliedern zukommen 
assen . 


Abe. Aueh ing (DSV) fortfahrend: Eine weitere Ursache der 
(ohle 


nkrise im Saarbergbau ist die latsache, daß 
der Absatz nach Deutschland, der vor dem Krıege 
300 000 Tonnen monatlich be ruß, rund 20 -2%8 000 
Tonnen verloren hat. Wenn die Grubenverwaltung 


diese 


4 why! 
nis Mae Ya 





S4yaog ayasıyd ».bousss U9Y>2NnıG4005 H 7 






ZN PWwZ 











Fin - HARTE Des 5 AR RN Ku te 2 "ol url » | SL: AR sr „F 
} u ven > en Va Naar Fe hit Kuss . re zu? BB" 'r ‚ei 
n E i j’ [zZ , J 4 ‘ Ya r Zu " Nu ” U AR ME Br N RE ar dee 1 N i 
BC N en RE 


- 389 - 


diese Tonnenzahl wieder nach Deutschland liefern 
könnte, dann wären die 4 Feierschichten pro Monat, 


die im vergangenen Jahre eingelegt werden mußten, 
nicht nötig gewesen. 


Die schwierige Frage, wie koumen wir Aus 
dieser Situation heraus, ist nicht mit Redensarten 
zu beantworten. Die Parteien haben sich benüht, in 
Berlin eine Unterstützung der a Sa Bergleute 
zu erzielen. Ich bin selbst von Aut zu Aut gelaufen 
und habe auch allerhand Zusagen bekommen, die aber 
nicht verkündet worden sind, weil sich im Laufe der 
Zeit Verhandlungsschwierigkeiten ergeben haben. 

Ich möchte nicht weiter darauf eingehen. In dem 
Moment, als sich SOC EFAGRRL TER ergaben, habe 
ich mich zurückgehalten; denn wenn keine Einmütig- 
keit in der Zusammenarbeit- . besteht und 
gewisse Meinungsverschiedenheiten vorhanden sind 
u. zum? man läßt jeden versuchen, wie wei 
er komnt. 


Sachlich liegt die Sache so, daß es meines 
Erachtens möglich sein muß, in nicht allzu langer 
Zeit einen "ehrabsatz von 100 000 Tonnen nac 
Deutschland zu erzielen. Dies zu erzielen wird na- 
türlich nicht möglich sein ohne ein vollkommen ge- 
schlossenes Begohen der gesamten Saarbevölkerung; 
denn es ist nicht so einfach, in den geregelten 
Verkehr der Eisenbahn hineinzudringen und eine 
Anderung des ganzen jetzigen Kohlen-Versorgungs- 
systems zu erlängen. Bei der Keichsbahn hat man 

ie Betriebe seit einer Reihe von Jahren auf ganz 
bestimute und zuge juhtiee Versorgungsmethoden ein- 
gestellt. Man hat Fahrpläne re die es er- 
Me icben, an den strecken des Kheins die Kohlen 
außerordentlich billig zu entnehmen. Große Mengen 
werden dä verfrächtet und so billig verfrächtet, 
daß sie sogar mit denen äuf dem Eheinstrom in Kon- 
kurrenz treten können. Dädurch machen sich Schwie- 
rigkeiten bemerkbar, die es nicht ohne weiteres wög- 
lich mächen, daß wir von heute auf worgen däs er- 
reichen, wäs wir wollen. Es muß umgestellt werden 
und diese Umstellung ist mühsam. Aber ich En Ber 
sönlich durchaus überzeugt, daß es gelingen ı 
und gelingen kann, &n die deutschen heichsbahnen 
etwa 150 UOO Tonnen pro !Nonäat zu verkaufen. Die 
Schwierigkeit besteht natürlich darin, daß der 
frenzösische Staat zu_ den Verhandlungen mit den 
zuständigen Berliner Stellen jeute hinschickt ohne 
Vollmächten, ohne wirklichen Einfluß. Das geht 
nicht an. Man muß Leute hinschicken, die auch etwas 
verstehen und bevollmächtigt sind. Herr Defline 
oder Herr Saillard oder wer sonst, muß selber gehen 
und sagen: Ich gehe nicht eher hier fort, bis die 
Sache geregelt ist. Nur auf solche Weise macht man 

roße kveschäfte, aber nicht, wenn man irgend einen 
leinen Mann ohne Vollmachten schickt. 


(Zuruf des Äbg. Keinhard: Vielleicht fahren 
Ich 


ie hin ! 
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Ich bin mehr wie einmal dort gewesen in der Sache, 
Sie halten ja nur große heden! 


(Lachen bei den Komuunisten! ) 
(Zuruf des Abg. Reinhard: Sie nicht ?) 
ändere Leute handeln. 


(Zuruf des Abg-Reinhard: \iir merken das an der 
Arbeiterschaft in den letzten Z Jahren, wie 
Sie handeln!) 


Ich glaube, es ist nicht sehr zweckmäßig,mich mit 
Ihnen über diese Dinge auseinanderzusetzen; wir 
werden uns doch nicht einigen. 


(Zuruf des Äbg. heinhard: Das glaube ich auch 
| nic 


ht!) 


Ich wäre absolut auf dem Holzwege, wenn ich mich 
mit Ihnen einigen würde. Ich kann Ihnen nur das 
eine sagen, daß Ihre ganze komwunistische Idee hel 


ler Blödsinn ist. 
(Lachen des Abe. Keinhard) 


In Rußland hat der Bolschewismus,yum die komwunisti- 
sche Idee aufrechtzuerhalten, 4 lullionen lenschen 
umgebracht und weitere 5 Millionen hat nan ver- 
Huaee rn lassen; das sind zusamnen 9 Millionen Men- 
schen. 


(Zuruf des Abg. Reinhard: jieviel wurden denn 
im Weltkrieg umgebracht ? 


9 Millionen Menschen haben sie in Rußland umgebrächt, 


um das kommunistische System aufzubauen! 


(Zuruf des Abg. Heckler: Haben Sie sie gezählt?) 


(Zuruf des Äbg. heinhard: Yieviel sind denn im 
Yeltkriege umgebracht worden?) 


Sie können natürlich Ihr System schließlich durch- 
bringen wit solchen lütteln. Aber das ist genau so 


widersinnig, als daß man ständig auf den Händen geht. 


Kluge Leute gehen auf den Füßen, und nicht äuf den 
Händen! 


(Zuruf des Äbge.Reinhard: Der Heltkrieg hat 
Millionen Menschen gekostet zur Aulr 
erhaltung der kapitalistischen Gesellschaft! 


Abg. Röchling fortfahrend: Die zweite große Schwierigkeit 


für 
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| Vorsitzender: Wir dürfen aber jetzt doch zur Säche zurückkehren! 
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für den Konlenabsatz, die auf der technischen Ent- 
wicklung der Industrie berust, ist die Tatsache, 
daß wir heute weniger Kohlen brauchen als vor dem 
Kriege. #s ist dies halt eine der Ursachen, weshalb 
es uns schlie£lich gelungen ist,trotz Steigerung 
der Löhne um 150 % mit einem Verkaufserlös von 
115 % der Vorkriegspreise auszukomnen. Hinsicht- 
lich des Kohlenabsätzes bedeutet cas, daß die 
deutsche Kisenindustrie imvergangenen Jahre rund 
Millionen Tonnen Kohlen weniger verbraucht hat, 
als im Jahre 1913. Das sind eben gewaltige Zahlen. 
Und diese gewaltigen Zahlen, die nicht bloß bei 
der Eisenindustrie, sondern auch weit darüber 
hinaus in der gesamten übrigen Industrie sich gel- 
tend machen, machen sich nunmehr geltend in einem 
starken Bickgang des Verbraeuches. Sie können über 
eine derartige technische Entwicklung nicht hinweg- 
ehen. ‘Wenn die technische Entwicklung nicht wäre, 
ann wäre es überhaupt nicht möglich,den Austausch i 
zwischen industriellen und \andwirtschaftlichen | 
rodukten zu bewerkstelligen. ‘/enn Sie sich ansehen, 
worauf die große landwirtschaftliche Krisis in der 
Welt beruht, so lediglich auf der Tatsache, daß 
die städüsche Bevölkerung aem Bauer nicht das zahlt, 1: 
Dee 97 braucht, um seine "irtschaft aufrechtzuer- i 
alten. 


(Zuruf des Abg.Reinhard: Von was dann? Sie 
haben ja keinen Iohn !) 





Ehe nicht die Erkenntnis kommen wird,daß der Bauer | 
unser größter Äbnehner ist, daß er wiklich derjeni- j 
ge ist, der der Industrie die Produkte abnimmt 

und damit tatsächlich die Industriearbeiter ernährt, 
eher wird eine wirkliche Besserung der Yirtschafts- 
lage nicht eintreten. 
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Nun der ‘Jeg, wie wir weiterkommen.Wir 
fahren ja dieser "age wieder nach Genf und werden 
dort wieder verhäudeln. ir häben dort manchmal 
schon Hilfe gefunden und werden auch diesmal wie- 
der versuchen, ob sich irgend etwas erreichen läßt. 
Es wäre wünschenswert, daß jemand von den christ- 
lichen Gewerkschäfiten witfährt, damit wir ganz be- 

stimmt nicht noch einmal aneinander vorbeireiten. 
Denn das ist das allerschiimmste, was man tun kann. 


29 PT 


Den Antrag der Sozialdemokratischen Par- 
tei möchte 1.gh außerordentlich warm unterstützen. 
Der Bau der Ustertaälbahn ist ein ältes Projekt ‚das 
seit über 30 Jahren schwebt. Der Bau der Ostertal- 
bahn würde im »aargebiet selber eine Erschließung 
von Kohlenfe!ldern in der nordöstlichen Gegend er- 
Becher - und zwar näch meiner Kenntnis der Dinge 
Kohlenfelder, die Fettkohlen enthalten. d.h. die- 

une Sorte der Kohlen, die am leichtesten auf 
r auer abzusetzen ist. Es ist mir nicht bekamt, 
wie die Sachlage zur Zeit ist; aber ich möchte an 
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den Herm_ Staatskowuissar die dringende Bitte 

‚richten, daß die hegierungskouwission sich dieser 

Sache uit aller Ernsthaftizkeit änniumt, denn da 

werden Nerte geschaffen, die dauernd dem »aarge- 

biete große Vorteile bringen können. Daß wir | 
selbstverständlich dafür sind, caß auch im Bau | 
und Umbau der Straßen usır. das erforderliche ge- 
schieht, brauche ich nicht besonders zu betonen. 
Ich hoffte, daß die jetzige Bauperiode des Sommer 
dazu gründlich ausgenutzt wird. 


Ich habe noch eins zu sagen, über die Würt- 

schaftsnöte, die auch sonst hier in der Industrie 
Sich bemerkbar macht. Besonders schlimu sehe ich 
‘die Lage bei Ehrhardt und Sehmer an. Ich habe wich 
in dieser Hinsicht benüht, Herr Schmelzer hät es 
geban und eine hkeihe von änderen Herren auch. Unsere 

mühungen gingen dahin, den Besitz wieder ın die 
Hände des deutschen Kapıtals zu bringen. Es ist 
uns Be gelungen. Es ist leider zum Teil von 
einer heihe von Stellen, die in Frage gekommen 
wären. nicht das Interesse der Sache gewidmet wor- 
den, das ich gern gesehen hätte. Es ist von vorn- | 
herein klar gewesen, daß die Folgen eintreten wuß- | 
ten, wie sie jetzt sich abzeichen, die Sanierung | 
von Ehrhardt & Sehmer so durchzuführen, daß der 
deutsche Einfluß gestärkt wurde. Denn cıe Sanierung 
unter Überführung in deutsches Kapital hätte die 
Möglichkeit geboten, auf dem deutschen Absatzge- 
biete wieder mehr Fuß zu fassen. Ich bin soweit 
gegangen, daß ich nich sogar bereit erklärte ,}err 

inhärd, äls Strohmann der komuunistischen hegle- 
rung in Rußland die Geschäfte hier zu führen 


TE NEE EEE 


(Zurufe aus dem Zentrum: Hört,hört !) 


im Interesse der hiesigen Arbeiter-und Beanten- 
schaft. Es haben ganz ernsthafte Verhanälunge 
darüber stattgefunlen, die leider im letzten Moment 
sich zerschläsen haben. 


(Zuruf des Abg. Schuwelzer: Haben Sie keine En: 


Witteilung darüber von Herrn Reinhard be- | 


kommen 2) 


Darüber erzählt Herr Keinhard_ nichts, daß man Ka- 
Ba inren brauch:, um ein solches Geschäft zu | 
führen, das paßt richt in sein Bild hinein. Leider Ki 
ist aus der Sache nichts geworden. 
| 


N PwoZ 


(Zuruf des Abg.Leinhard: Was war das ? Ich 
habe nichts gehört 


Ich erzähle =s Ihnen nachher noch einmal. Die, 
anderen Ferron haben es gehört und sich köstlich 
gefreut; zweimal macht man die Freude nicht. 


- Lächen - 
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Wie die Sache nun weitergehen soll, weiß ich nicht. 
Ich sehe sehr schwarz in die Zukunft. Meine Herren, 
ich schließe meine Ausführungen und bitte die üb- 
rigen Parteien, den Antrag der sozialdemokratischen 
Partei zu unterstützen. 


( Bravo - Rufe !) 


Vorsitzender: Meine Herren! Ich stelle fest, daß Sie mit 
tiefem Ernst den Ausführungen über die Wirtschafts- 
lage gefolgt sind. Ich möchte die Hoffnung däran 
knüpfen, daß recht bald die Hilfsmaßnahmen im In- 
teresse der durch die Wirtschaftslage Betroffenen 
einsetzen. 

Den Antrag der Sozialdemokratischen Partei 
betreffend der Ostertalbahn darf ich wohl als den 
einstimmigen Antrag des ganzen Landesrates bezeich- 
nen. - Widerspruch erhebt sich nicht! 


Das Wort hat Herr Abgeordneter Petri! 


Abg. Petri (SP): Meine Herren! Herr Reinhard hat in seinen 

| usführungen erwähnt, daß die Gewerkschaften im 
Einvernehmen mit der Bergwerksdirektion bezüglich 
der Entlassungen verhandelt hätten. Ich muß dies 
richtig stellen und noch einnal betonen, daß es 
nicht zutrifft, daß die Gewerkschaften mit der 
Bergwerksdirektion verhandelten. Die Gewerkschaften 
haben Lad el3 ch auf der Bergwerksdirektion vorge- 
sprochen und Auskunft verlangt über die Absicht der 
Bergwerksdirektion und gegen die Entlassungen Fro- 
test eingelegt. Wenn Herr Reinhard weiter diese Be- 
hauptung aufrecht erhält, muß ich Verwahrung eıin- 
legen und ihm sagen, daß die Gewerkschaften auf der 


u gi vielleicht nicht so gern gesehen . 
sin 


wie Herr Reinhard. Denn bei einer Gelegenheit 
hat Herr Massing dies zum Ausdruck gebracht indem 
er sagte: " Meine Herren, mit Ihnen komme ich nicht 
Beeın, während ich mit Herrn Reinhard sehr gut 
ahre. " 


- Lachen und Heiterkeit - 


Vorsitzender 
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Stenographischer Bericht 
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über die am Samstag,den 3.März 1928 im Sitzunes aal 
des hathauses der Stadt Saarbri gss 
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Vorsitzender: "ir kommen jetzt zu Punkt 1 der Tages- 
ordnung betr.: | 


Organisation des Arbeitsnachweiswesens | 
ım naargeblet. e 


Hierzu hat Herr Äbgeördneter Heckler einen aus- 
führlichen schriftlichen Bericht vorgelegt. 

Ich erteile Herrn Heckler das Wort zu N 
weiteren Ausführungen. | M 


Abg. Heckler (KP): Der Bericht zum Entwurf einer Ver- 1 
ordnung betr. en Arbeitsnachweis- j 
wesens im Saargebiet habe ich Ihnen schriftlich | 
vorlegen lassen. Wie Sie daraus ersehen, sind 
wir in der Kommission zu einer Einigung in den 
meisten Fällen gelangt. Ich kann daher von welte- 
ren Ausführungen Abstand nehmen. 


Vorsitzender: Ich bitte, die drei nächsten Punkte der 
Be renene zusammenzufassen, danit wir uns nicht 
allzuweit in Einzelheiten zu verlieren brauchen. 
Wir fassen also die Punkte 2, 3 und 4 der Tages- 
ordnung zusammen. | 

Zu Punkt 1 hat Herr Abgeordneter Kiefer | 
das Wort. i 


Abg. Kiefer (Z): Ich kann wich ganz kurz fassen,meine 
Herren, und zwar aus folgenden Erwägungen heraus. 
Der Herr Staatskomnissar hat gesagt, der Entwurf 
des Arbeitslosen-Versicherungsgesetzes sei der 
Arbeitskamuer zugeleitet oder werde ihr in den 
nächsten Tagen zugeleitet werden. ir haben die 
Tatsache zu verzeichnen, daß drüben im Reiche. | 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung I 
sich in einem Guß befindet. Ich halte_es daher 4 
für überflüssig, jetzt in eine große Debatte 
über dieses Gesetz einzutreten, da sie Ja doch 
bei dem in Kürze zu erwartenden Entwurf erfolgen 
muß. Wenn aber trotzdem von den übrigen Parteien 

ewünscht wird, daß bis zum Inkrafttreten des 
rbeitslosenversicherungsgesetzes dieser Entwurf 
noch in Kraft gesetzt werden scll, dann stimmen 
wir dem Entwurf mit den in der Kommission be- 
schlogssenen Änderungen zu, soweit sie nicht mit 
den Änderungen übereinstimmen, die von der Arbeits- 
kammer getroffen worden sind und mit den Änderungen, 
oe en Text des deutschen Gesetzes angepaßt 
wurden. 
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Vorsitzender : Das "ort hat Herr Abgeordneter heinhard! 8 
| 53 

Abg. Reinhard (KP): Da die Fragen zweifellos sehr wich- ke 
tig Aral und die ganze Angelegenheit das hessort gr 

des Herrn liinisters Koßmann betrifft, beantrage Z<. 
ich, daß das Haus beschließen möge, der Herr I) 
Minister Koßmann möge selbst herkommen und vor- Er 
tragen, was die RKegierung zu tun gedenkt. 4 
Vorsitzender: Über den Antrag können wir nicht beschlie- F F 

Ren: Die hegierungskounission ist ja vertreten 4 

durch den Herrn Staatskomissär Dr. Heim. AL, 
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Vorsitzender: Das \lort hat Herr Abgeordneter Betz ! 


0 kbg. Betz (SP): keine Ferren! Es ist nicht möglich, zu 

Ä den vorliegenden Entwurf Stellung zu nehmen, ohne 
auch die Arbeitslosigkeit und die \\öglichkeit ih- 
rer ERRSUB- une einer Seträchtung zu unterziehen. 
Ich will hierbei zunächst von den besonderen _Ver- 
hältnissen des Saäargebietes äabsehen und däs Prob- 
lem &äls solches behändeln. 


Die Ursachen der Arbeitslosigkeit wie sie 
sich in der IIORKERRENER in vielen europäischen 
Ländern in einem früher nie gekännten Ausmäße ge- 
zeigt hat, sind sehr verschieden, die bekanntesten 
sind folgence: 1. der Einfluß der Jahreszeiten, 
<. Cie Konjunkturschwankungen,3. die Rationali- 
sierungsnaßnaähuen,4. die Folgen des Krieges. 


Unter den kinfluß der Jahreszeiten leidet 
seit ältersher insbesondere das Baugewerbe und 
die nit ihm in enger Verbindung stehende Industrie 
der Steine una Erden. Aber auch andere berufsgrup- 
en werden durch ihren Saisonchäaräkter beeinfTuBt. 
ch erinnere an die Abhäneigkeit der Hotelangestell- 
ten in Kurstädten von der Yursaison, an den Bin- 
fluß der verschiedenen Jahreszeiten äuf Cie l.ode 
und cie nit ihr in nk ae stehenden Berufe ‚an 
die Dedeutung gewisser feier age, wie Weihnachten, 
Ostern oder dus Faschings,für die Spielwarenin- 
dustrie und ändere Erwerbszweige. 


Die Konjunkturschwänkungen beschäftigen 
das Be leftatsben sortden wir von einer In- 
dustrisälisierung sprechen können. Sie werden her- 
vorgerufen durch die Wechselwirkungen zwischen 
Ansebot und Nächfrag: äuf dem Geld=und }larenuäarkte. 
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K&ationalisierungswäßnähuen hat es auch vor 
dem Friege gegeben. Aber in einem langsauen,steten 
Fortschritt und nicht in dem rasenden Teupo, wie 
| ehr in der Nachkriegszeit in Erscheinung getreten 
l I1SL. 
An Krieesfolgen, cie den Arbeitswärkt be- 
einflussen, sind insbesondere zu erwähnen: Infla- 
tion,Deflation, Verringerun des Volksverwögens 
ale en ichen Opfer, welche der a gefordert 
hat,die keparationsverpflichtungen und die Beein- 
trächtigung der internätionalen Beziehungen. 


Danit habe ich die hauptsächlichsten Ur- 
sachen der Arbeitslosigkeit genannt, Ich wende 
nich je den LEI AO eiten ihrer ee zu. 
Es muß Aufgabe der Öffentlichkeit sein, die un- _ 

ünstige Beeinflussung der Saisongewerbe zu besei- 

ıigen. Dazu ist notwendig, daß wit der falschen 
Auffassung,als ob die verschiedenen Zweige des 
Baugewerbes nur in den Sommerwonäten EBLOhE Sign 
werden könnten,gebrochen wird. Das Baugewerbe kann 
und muß auch im Winter Beschäftigung finden. In 
unserer Gegend tritt nur selten eine Kälteperiode 
ein, welche Cie Bautätigkeit wirklich lahmlegt.In 
diesem "inter war es nur die kurze Kälteperiode 

vor 
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yor Weihnachten. Seitdeu ist die Nitterun fast 
ebenso Pünstig gewesen wie im Sommer. Auc besteht 
die Möglichkeit,bei Temperaturen bis zu 4 Grad -. 
Kälte Maurerarbeiten durchzuführen. Technische 
Maßnahmen können diese Möglichkeiten noch steigern. 


4 Die öffentlichen Körperschaften müssen 
hier bahnbrechend vorgehen,indem sie die 
Durchführung der von ihnen ayagehennen Bauaufträ- 

nr sonstigen Arbeiten auf die Winterzeit ver- 

\ Wir müssen so zu einer systematischen Ar- 
beitsverschiebung gelangen und auf diese Weise den 

Saisoncharakter des Baugewerbes beseitigen. 


Die Beseitigung bezw.ÄAbschwächung der 
Bjuuktnrechnanmungen ist mehr eine Aufgabe der 
Volkswirtschaftslehre. Wir besitzen seit eınıgen 
Jahren an der Kieler Universität ein besonderes 
Institut für Konjunkturforschung, Nach Außerungen 
namhafter Volkswirtschaftler hofft „an durch Maß- 
nahmen finanzieller Art die Spannungen zwischen 
Hochkonjunktur und wirtschaftlicher Depression 
abzuschWächen und damit einen ruhigeren Fertgang 
der Wirtschaft zu erzielen. Als Sozialisten ver- 
kennen wir keineswegs die Bedeutung dieser Unter- 
suchungen; sind aber grundsätzlich der Auffassung, 
gaß Konjunkturschwankungen ın erster Linie der 
Planlosigkeit der ka itälistischen Wirtschaftsord- 
nung, die nicht auf edarfsbefriedigung,sondern. 
auf Profitrücksichten eingestellt ist,zuzuschrel- 
ben sind._ . en 
Katienalisierungsmaßnäahmen hat es, wıe 
ereits erwähnt, auch vor dem Kriege schon Be en. 
ber in ruhiger,steter Entwicklun und nicht ın 
dem räsenden Tempo der letzten Jahre. Kein ver- 
nünftiger Mensch kann gegen die Verwertung tech- 
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nur dazu bestiumt sein soll,menschliche Arbei 
kräfte freizugeben und dadurch die Pr fitrate der 
Unternehmer zu erhöhen, so stellt sıg eınen Aus- 
wuchs dar Dat a Angruchs muß aufs schärı se - 
8 W = Ü es, irtschaftlich 
bekänp Te Tean auf der 404: uOHEshi Eee 
und Profitrate der Unternehner erhöht werden,äber 
auf der anderen Seite Millionen von Volksgenossen 


| } 2” puwosr 


jen müssen, unterstützt werden, Das Schlimnste aber 
| | ist, daß diese greße Zahl von Arbeitslosen ihre 
Es Kaufkraft fast vollständig sinbüßt und dädurch der 


Kreislauf der Wirtschaft eupfindlich gestört wird. 
Aso Steigerung der Produktion und Er- 
höhung der Frofiträte einzelner Unternehmer aul 
der einen Seite, ist däs_ traurige Ergebnis die- 
ser falsch verständenen Rationalisierung. 


Seit 
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Seit Jahren wird von soziälistischer und gewerk- 
schaftlicher Seite, Auch von nauhaften bürger- 
lichen Volkew rtschaft eyn auf diene Dinge hin- 
ewiesen. Leider ohne Er OLE. ine Besserung der 
erhältnisse igt nur möglich durch eine Erhöhung 
der löhne und Gehälter. Sie bewirkt eine steige- 
rung der Kaufkraft,eine besserung der Konsuntion 
und eine Deseitigung der Absatzkrisen. Die weitere 
Folge ist die Verwinderung der zahl der Lrwerbs- 
losen, was einerseits eine weitere Steigerung der 
Kayikrert und andererseits eine VerLinderühg.ce: 
öffentlichen lasıen zeislgen wird. ax wir'in der 
heutigen „irtschaft verwissen, ist die Änerkennung 
des völkswirtscheftlichen Lehrsutzeg. aon' der Not- 
wendigkeit eiger \eruonie zwischen dem Soziälpro- 
t und dem Soziäleinkonuen. 
Es ist nicht eine Überproduktion,unter 

der wir leiden, sondern eine Unterkonsuution. 


Unter "irtschaften versteht an bekannt- 


lich die auf die Befriedigung wenschlicher bedürf- 
nisse an Sachgütern hinzielende Betätigung. as 
ist das aber für eine "irtschaft, die zwar Güter 
erzeugt, aber die \öglichkeit ihres Verbrauches 
außer acht läßt. Auch die hekläne kann diesem 
Übelstande nicht abhelfen. Die schönsten Schäu- 
fensterdekorationen und Cie kostspieligsten Be- 
leuchtungsanlagen bleiben ohne "irkung, wenn die 
Kaufkraft der Konsuuenten fehlt. Es fehlt den Ver- 
brauchern nicht an Bedürfnissen, die etwa durch 
Cje heklame geweckt werden wüßten, sondern an cer 
Möglichkeit ihrer Befriecigung intolee mangelnder 
Kaufkraft. "as nützen uns die großartiasten Er- 
finduneen und deren wirtschaftliche Auswertung 
durch Laßnahwen der Fationalisierung,wenn es lMil- 
]ionen an Volksgenossen hierbei Immer schlechter 
geht. In Mittelpunkt allen wirtschaftlichen 
Handelns uuß der schaffende luensch stehen; sein 
nen wuß oberstes leitwotiv bel allen wirt- 
schaftlichen liaßnahnen sein. 
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"enn ich nich nun den 


besonderen Verhältnissen _ des Saargebietes 


zuwende,so gestatten Sie wir zunächst die Fest- 
stellung,dab unsere Arbeitsuarktverhältnisse ın 
der eeeangenbel im Vergleich mit anderen Industrie- 
bezirken als verhältnismäßig günstig bezeichnet 
werden konnten. Die Zahl der Arbeitslosen kan in 
den Sommermonaten im Durchschnitt nicht über _1500 
und in den \Winterwonaten ( von Noveuber bis Fe- 
bruar) selten über 5000 hinaus. An der Zahl der 

im Saargebiet insgesant Beschäftigten gewessen, 
entspricht dies in Trozenten ausgedrückt ungefähr 
0,7 bezw. 3 Frozent. Ich führe dies darauf zurück, 
d&ß Inflation und Deflation sich nicht in dem liaße 
wie im Reiche ausgewirkt haben, daß das heich durch 
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seine Zollstundungen eine Subventionspolitik be- 
“trieben hat, daß Cie Kationalisierungsmäßnahuen 
Ma apa! als in Keich einsetzten,daß das Lohn- 
und. Gehältsniveau gegenüber deu heiche immer zu- 
rückgeblieben ist und daß die kegierungskomuission 
durch besondere liaßnahmen die Einreise-und Arbeits- 
sufnähnemöglichkeiten erschwert hat. In letzter 
Zeit haben sich die Verhältnisse leider wesentlich 
verschlechtert. Zu den scharf einschneidenden ha- 
“tionälisierungswaßn&h.en ist nun auch noch Cie 
Absstzkrise im Bergbau getreten... '/enn es nicht ge- 


‚lingt, cie Verhältnisse zu äncern, werden wir alt 
einer dauernden größeren Arbeitslosigkeit zu rech-. 
nen. haben. Unsere Aufgabe muß es sein, hier Pe 
allen  * uns zu Gebote stehenden „itteln ein- 
zugreifen, uu dem Elend der Erwerbslosigkeit zu 
‚steuern. Der französische Stast als Besitzer der 
Gruben, ist in erster Linie verpflichtet, für cine 
Besserung 898 Abantzes Sorge Zu tragen. Die Binfuhr 
EREBBBEReT Kohle:-näch. Frankreich muß unterbleiben 
solange die Saarkohle Absaschwierigkeiten findet. 
Aber äuch die keichsregierung wüß he fend vingreil- 
fen. Der Saurkohle muß der süddeutsche larkt wieder 
zurückgegeben werden. N i 


a -Von:der Kegierunzsköamission verlangen 
wir, daß sie nicht teilnähuslos beiseite steht. 
Dis: beste FürsoTe: fir. die Erwerbslosen ist dig B- 
Rear Tune von Arbeit. "Tier muß sofort eingugriffen 
werden. | | 


a ""iy.fordern die Bersitstellung größerer 
Kredite und die sofortige. Imengriitnnne Bun 
Projekte. Stitens der Abteilung für Üffen liche 
Arb:iten muß Anweisung vrgchen, daß das für die 
nächsten Jahre vorgeschene Straßenbäuprogramm und 
„sonstige Bäuvorhaäben so bald wie möglich in a 
genommen werden. Div Beschäftigung von Strafgelange- - 
nen seitens dur. Landessträßenvsrwäaltung muß Jetzt 
‚aufhören, dawit dis Erwurbslosen unterkoumen. Um 
"die Durchführung von Notständsarb.iten durch dic 
en on öffentlichen Körpsrschaften zu crwöglichen, 
ist die | | | 


roduktiven Erwörbslos.nfürsorg: 





in’die eg. zu leiten. Das lündeste ‚was wir VeT- 
langen, ist die Zehlbaruächung des 5/6= Anteils 
der Landeskasse an der Erwerbslosenunterstützung 
an die öffentlichen Körperschaften im Falle cer 
Beschäftigung Erwerbsloser bei Notstandsarbeiten. 


EN Aber auch private Filfeleistung dar! 
nicht fehlen. Baureife Trojekte wüssen verwirklicht 
werden. Es wird in letzter Zeit so viel gegen das 
Eingreifen der » öffentlichen Hand " zeschiupft. 


Dieses Geschiupfe ist unberechtigt, solange dıe r 
Privatwirtschaft bei dem Vorhandensein eınes öffent- 
lichen Notständes versagt. Jeder Arbeitgeber muß. sich 


verpflichtet fühlen, den letzten Arbeitsplatz zu be- 
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‚besetzen und hierbei die Veruittlung des zuständigen 
öffentlichen Arbeitsnachweises in Anspruch zu neh- 


zen. 


Hi Igk kowunme nun zum Schluß und dänit auch 
zu unserem Gutachten über den vorliegenden Verorl- 
nunzsentwurf. Fe ' 


" Die soziäldewmokratische Fraktion Stiuut 
der Vorlage zu unter Einbeziehung der von 
ihr bei der Kouwissionsberätung gestellten 
BPSmMP TInESenträge. Sie lezt hierbei beson- 
deren "ert. darauf ,. zu betonen, daß sie die 
Vorlage nur als Vorläufer einer baldigen Ein- 
führung des Reichsgesetzes über Arbeitsver- 


mittlung und Arbei slosenversicherung. betrach- 


tet. - - - ’ | | 
Weiter verlangt sie von der u ee 

komwission, alle Kaßnahmen zu treffen zur 
Durehführung einer wirksauen Berufseignungs- 
PrarunE Berufsberatung und Berufsausbildung. 
| Schließlich fordert sie von der Regie- 
rungskowuission eine sofortige wesentliche 
Erhöhung der. Unterstützungssätze in der br- 
werbslosenfürsorge,die bereits beschlossene 
30 % ige Erhöhung erachten wir nicht als aus-. 

eweiehend,... :. . | 


( Bravo Rufe der Sozisldemokraten!) 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr &bgeordneter Keinhard! 


Lbg. Reinhard (KP): Meine Herren! Die Kommunistische 
Fraktion hat schon erklären lassen, daß wir unter 
Berücksichtigung der von uns gestellten Abände- 
ERBeSBL ragen der Vorlage zustimmen ,weil sie einen 
Fortschritt auf dem Wege der Vermittlung von 
Arbeit darstellt und weil sie den Arbeitslosen 

weitergehende Kechte einräunt. 
| Zu der Sache selbst ist es aber notwendig 
eine Bemerkung zu machen. Schon in der vergangenen 
Plenarsitzung haben wir als Kommunistische Fraktion 
-ulschluß darüber gefordert, daß Bürgermeisterän- 
ter des Saargebietes, arbeitslose Arbeiter in das 
Zusland vermittelt. Die Han ist bis zur Stunde 
noch nicht beantwortet. Bisher war es so,daß diese 
Bürgermeisteränter sich auf die Verordnung der 
 PeRckouni sion stützten, da sie behaupten, 
daß ihre Maßnahmen gedeckt würden durch das Res- 
sort des Herrn Ninister Koßmann, das in diesen 
Fällen der Frage vorsteht. | 
| Wir legen schärfsten Protest ein, daß der- 
artıge Maßnahmen von Seiten der hegierung durchge- 
führt werden, wenn es so ist, wie es von den Bür- 
germeisteräntern betont wird. Die hegierungskon- 
mission hat kein Recht,Ärbeiter in ein anderes 
Land zu überweisen, wo nicht die geringsten poli- 
tischen Rechte für diese Arbeiter hc 2 sind. 
| Ferner möchten wir bei dieser Gelegenheit 
mit aller Schärfe dagegen vorgehen, daß man im 
. naargebiet die Erwerbslosenversicherung einführt. 
Diese hat mit sich gebracht, daß eine halbe Mil- 
lion Erwerbslosen däuernd ohne Unterstützung sind. 
Die staffelung der Sätze dieser Versicherung in 
ll Stufen bringt ferner mit sich, daß die große 
Mehrheit der Versicherten absolut ungenügende Unter- 
stützungen erhält. Außerdem ist es wieder wıe bei 
allen anderen Versicherungsgesetzen, daß es auf 
Kosten der Ärbeiterschaft selbst aufgebaut ist. 
Wir fordern vielmehr von der hegierungs- 
komnission die Erhöhung der Sätze in der Form,wie 
ich sie heute morgen vorgetragen habe und zwar 
rückwärkend ab 1.März,denn dadurch ist es möglich, 
den Erwerbslosen die Daseinsmöglichkeit zu geben. 
Wenn Sie sich als Parteien auf die Einführung des 
Erwerbslosen-Versicherungsgesetzes berufen und sich 
damit zufrieden geben, daß dieses Gesetz bald ein- 
ebracht wird, so bedeutet das für die jetzigen 
rwerbslosen eine Vertagung ihrer jammervollen 
Unterstützung. Jetzt sind die Leute erwerbslos 

und ba muß geholfen werden. Deshalb ersuchen 

wir die übrigen Parteien, dem Antrag unserer Frak- 

tion zuzustinmwen. Wenn Sie auch auf der anderen 

Deite nicht der NP ERIRE mit uns sind, müssen sıe 

doch im Interesse der Eerwerbslosen hier ebenfalls 

Sich irgendwie festlegen, was die hegierungskon- 

mission tun soll, nachdem das von ihnen gewünschte 

Gesetz noch nicht besteht. Die 30 %, von denen der 
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Vorsitzender: Das \jort hat Herr Staatskommissar Dr. Hein! 


Staatskomuissar Dr. Heim: Meine Herren! Die von dem Herrn 
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Ber Steatskommissar BeepEn Ehen hat, können wir 
dic ht u ieren. Das ist keine Unterstützung, 

das ist präktisch für die ta näch mel- 
nem Defürhalten eine Verhöhnung. Nan kann doch 
nicht mit einem derartigen Unterstützungssatze 
leben. Desh&lb ersuchen wir den Herrn Präsidenten, 
über den von uns gestellten Änträg und auch schon 
vor längerer Zeit bei dem Herrn Koßmann eingereich- 
ten Antrag in diesem Hause heute abstimmen zu las- 
sen, d&amit man die Eng festlegen kann, damit 
sie sieht, was ehaueN ich Beige ist. Wenn sie 
sich die "aytzs anschäuen, die wir da ee haben, 
so ist das das Mindeste, was man unbedingt den 
£rbeitern, die schuldlos erwerbslos geworden sind, 
geben muß. 





u re Be Reinhard laut gewordenen Befürch- 
naar lich der Vermittlung von Arbeit ins 
ben and, nicht begründet. Es ist Vorsorge ge- 
roffen, EP; Härten zu vermeiden sind und ein 

Eaar nicht anzuwenden ist. 


(Zuruf des Abe. keinhard!)Ich habe nicht 
richtig verständen! ) 


Härten sind zu vermeiden und ein Zwang darf nicht 
ausgeübt werden. 


(Zuruf des Äbg. Reinhard: Das bedeutet, 

daß die Bürgerueisteränter imner noch‘ 

tun können, was sie wollen. Ein generel- 
les Verbot ist also nicht erlassen. Sie 
sagen, es ist Vorsorge getroffen, daß 
Härten vermieden werden. Wir fordem aber, 
daß es verboten ist. 


Die Sachlage ist doch jetzt klar und deutlich. 
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Vorsitzender 









Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Schuelzer! 
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Abg. Schmelzer (DSV): lieine Herren! Vorerst einige kur- 
ze Bemerkungen zu den Ausführungen des Herrn Kol- 
legen Betz. Er hät mit hecht darauf hingewiesen, 
daß das ee Bi Schlüsselgewerbe,sehr un- 
ter dem Einfluß der schlechten Jahreszeit zu lei- 
den habe, und hat gewünscht, daß in der jetzigen 
Zeit der Arbeitslosigkeit das Bauwesen nach Mög- 
lichkeit gefördert werde. Es war mir seinerzeit 
sehr interessant, was wir zur Zeit der Betreu- 

 ungsaktion für dıe Arbeiter ein höherer Beauter 
eines preußischen lünisteriums, der der Soziäl- 
demokrätischen Partei ängehört, gesägt hat. ır 
hatte den eechung gemacht, u&n möge anstatt 
dieser Betreuungsaktion,die doch mehr oder weni- 
er verpuffen würde, lieber eine großzügige Ak- 
ion in die Wege leiten, um das Bauen Im »aärge- 
biet zu fördern.Öurch eıne großzügige Förderung 
des Arbeiterwohnungswesens, den Bau von Arbeiter- 
wohnungen hätte man einen doppelten Br3olß. 
Einm&l,würde man die Arbeiter, die Bergarbeiter 
vorzugsweise,freimächen von der Bevoruundung 
durch ihre Arme uHEeNeN zum anderen würde das 
Baugewerbe als Schlüsselgewerbe belebt. 
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Herr Betz hat auch darauf hingewiesen, 
daß es Aufgabe aller sein müßte, die Behörden an- 
ee daß sie ihre Bauarbeiten mehr auf die 
stille Zeit verlegen. In Wirklichkeit ist es so, 
daß dann, wenn überall Hochkonjunktur ist, äuch 
die Behörden mit ihren Aufträgen kommen, daß _ 
dann Überstunden geleistet werden müssen, uu die 
Fülle der Arbeit zu bewältigen und daß dıe leute, 
die dann beschäftigt werden, näch kurzer zeit 
wieder auf der Straße liegen. Ich DepFüns die Än- 
AuEnnE ‚des Herrn Betz außerordentlich. Aber lei- 
der stößt man bei den Behörden in dieser Bezie- 
hung auf sehr wenig Gegenliebe und Verständnis. 

uf Anregung der Arbeitnehmer im Malergewerbe 
hat sich die von mir vertretene Arbeitgeberorga- 
nisation Anfang des vergangenen \inters wit deu 
Arbeitsamt der Regierungskouulssion 1nS Benehmen 
gesetzt, um Aufträge von Behörden in verstärkten 
Vaße im Winter zu bekommen. Das Arbeitsant hat 
die Sache aufgegriffen und 350 Rundschreiben an 
alle maßgebenden Stellen der hegierung und an 
sämtliche Komuunalverwaltungen Zelangen lassen. 
Der Erfolg war absolut Null: nicht ein einzıger 
Auftrag ist auf diese Rundschreiben hin vergeben 
worden. Es wäre gut, wenn die Fäarteien sich den 
Bestrebungen betr, vermehrter Vergebung von Bau- 
arbeiten in der interszeit nachhältig annehmen 
würden. Im Winter ist eine große Notlage unter 
den Bauarbeitern vorhanden. "enn die Sache recht- 
Bestıe angedreht wird, ist vielleicht zu hoffen, 
daß etwas erreicht wird. 
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x , Zur Vorlage selbst kann ich sagen,daß wir 
ihr im all emeingn zustimmen. Wir hätten nur den 
Wunsch, daß der $ 22 abgeändert wird, der die An- 
meldepflicht effener Arbeitsplätze für Betriebe ver- 
langt, die mindestens 5 Arbeitnehmer beschäftigen, 
Wır wünschen ihn dahin abgeändert, daß die Zahl 5 
auf 50 erhöht wird. Die Anmeldepflicht für kleine 
etriebe, die nur 5 Arbeiter beschäftigen, ist nur 
eine nutzlose er den kleinen Betrieben 
tritt der Bedarf an Arbeitskräften plötzlich auf 
und muß auch ebenso plötzlich befriedigt werden. 
Zwar ist in der Komission schon darauf hingewiesen 
worden, daß die vorliegende Fassung aus dem deut- 
schen Reichsgesetz übe momnen ist, gleichzeitig 
ist aber auch bemerkt worden, daß in Deutschland 
die Bestimmung nicht angewandt werde. Wenn die 
Bestimmung dementsprechend nicht angewandt werden 
soll, ist es u.E. &äber auch überflüssig, sie im 
Gesetz Eentenlegen. Die Einführung der Meldepflicht 
für Betriebe mit 5 Arbeitnehmern ist auch äus dem 
Grunde abzulehnen, weil bei Nichtbeachtung eine 
Geldstrafe bis zu 1000 Franken eintreten kann. Das 
ann zu den größten Härten gegenüber kleinen Leuten 
führen. Wenn das richtig bedacht wird, ist zu hoffen, 
deß auch die anderen Parteien sich unserem Anträge 
anschließen werden. 


Dann verweise ich noch auf den $ 4. Ich 

glaube, die änderen Fraktionen haben es übersehen, 
aß von einer Fraktion beantragt war, den watz : 
"soweit die Lage des Arbeitsmarktes es gestattet ", 
zu streichen, und daß im Plenum Stellung zu diesem 
Antrag genommen werden soll. Wir sind dafür, daß 
dieser Satz stehen bleibt, und ich bitte, zum win- 
en an das Zentrum, für dıesen Vorschlag mit einzu- 
reten. 


Im übrigen stimmen wir der Vorlage zu. 


Abg. Hoffmann! 
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Vorsitzender: Das \\ort hat Herr Abgeordneter Hoffuäann! 


Abg. Hoffmann(SP): Meine Herren! Ich wöchte noch darauf 
hinweisen,daß der Herr Staatskouuissär sich in 
der Säche vielleicht nicht ganz klar ausgedrückt 
hät. \ieine Partei hätte seinerzeit dagezen Be- 
schwerde eingelegt, daß uan Leute näc Lothringen 
verwies, und ihnen dänn die Erwerbslosenunter- 
stützung versaägte. Auf Grund der von uns einge- 
lesten Beschwerde ist uns die lütteilung zuge- 
gan en, daß cie Nichtaufnehme einer Arbeit Ir 
lothringen jedenfalls nicht die Einstellung ’ 
£erwerbs rg ar näch sich. ziehe. 
der Zustend, wie er damals bestand, ist, » 
mitgeteilt worden ist,beseitigt. 


(Zuruf des Staatskowuissers pe Heiu: Jawokl, 
das wollte ich auch sagen 





Deshälb heben wir auch heute die Frage nicht 
mehr angeschnitten. Ich möchte aber noch auf eins 
hinweisen. Is hatten persönliche Besprechungen 
stattgefunden nit den einzelnen hegierungskomni s- 
sionswitgliedern äls die Entlassungsuaßnähnen 
angecroht worden sind. Dabei hatten wir auch da- 
rauf hingewiesen, daß unbedingt eine Erhöhung 
der Erwerbslosenunterstützung vorgenouwen werden 
müsse ‚ungefähr in dem hahuen, wie sie von Herrn 
Keinhärd beantragt worden ist. Es wurde uns denn 
entgegengehalten: " Ja, weine llerren, was wollen 
sie denn, die Koumunisten haben seinerzeit selber 
nur eine 50 %ige Erhöhung der Erwerbslosenunter- 
stützung beantragt! ' 
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(Hört,hört iu Zentrum !) 
Das 1st uns entgegengegälten worden. 


(Zuruf des Abg. keinhard: 2 


"ir haben dann erklärt, daß dieser Antrag je 
nicht offiziell durchgegangen ist.. Äber es ist 
der Antrag, der auf Anregung der Sozialdeuwokra- 
tischen Partei geändert worden ist. Seinerzeit 
lag ein kowwunistischer Antrag vor,welcher nur 
eine Erhöhung von 50 % vorsäh. Den haben wir 
natürlich geändert. "ir können es heute verstehen, 
daß Herr beinhärd nätürlich wit ganz anderen 
Sätzen kommt, um vielleicht eine YWahlrede 

in dieser Hinsicht zu halten, wenn er von Ver- 
höhnung der Erwerbslosen spricht. Ich sage: der 
danals von den Komuunisten gestellte Antreg war 
eine Verhöhnung der Erwerbslosen. Die Sachlage 
ist doch so, daß die Lrwerbslosensätze und Unter- 
stützungssätze keinesfalls ausreichen. 

“ir verlangen &uch ein Versicherungsrecht, 
damit das arbeitslose Mitglied einen Anspruch, 
einen Pi ohet Anspruch auf die Versicherung 

| bekomut. Nicht, wenn d& irgendeine Verwögensläge 
Ka sich 
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‚sich ergibt, die näch Bewipsen Trundsätgen errechnet 
wird, daß man da einfach h e Hilfe der Unterstützung 
versägt. ir haben erklärt, daß wir nur der Erhöhung 
zustimmen, wenn äuch die Arbeitgeber gezwungen wer- 
den, die gemeldeten Leute oder die vom Arbeitsnach- 
weilsamt überwiesenen Leute einstellen. Das habe ‚wie 
in der Kowmiission gesagt wird, Herr Schuelzer äab- 
gelehnt. "enn das nicht erklärt wird, bleiben wir 
auf dem Kommissionsvorschlag stehen. 


Vorsitzender: Das ort hat Herr Abgeortueter ».einhard ! 


bg. Reinhard (KFP): „eine Herren! Vorerst möchte ich fest- 
stellen, daß die Ausführungen des Herrn Hoffwann 
-gelinde gesagt- unrichtie sind. Die Koiwunistische 
Fraktion hat lange vor der esprechung, die Herı 
Hoffmann wit den Stellen Cer negierungskowiission 
‚hatte, der hegierung einen Anträg unterbreitet ‚den 
sich Herr Hoffmann bei der Abteilung Koßuann einsehen 
kann. In diesem Antrag heißt es wörtlich: Hır beän- 
tragen, die bestehenden Sätze auf &0.-Frenken pro 
Tag für alle Erwerbslosen zu erhöhen. Dieser Antrag 
steht hier am 7.Februar in der Arbeiter-Zeitung. Er 
ist per Einschreiben an die hegierung geschickt wor- 
den. Dort kann man sich ihn einsehen. ‚ler hier ahl- 
reden hält, scheint !!err Hoffwann zu sein. Die Xou- 
munistische Fraktion hat früher einusl DV 7 Erhöhung 
verlangt. Damals war die Sıtuatıion eine ganz andere. 


u: (Zuruf der Soziälleuoksaten: Das wer ungefähr 
vor 4 \ionsten!) 
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Damals wurde leider diese Forderung von der hegie- 
rung nicht im geringsten äkzeptiert. Wenn heute der 
Herr Hoffuann komuüt wit Ciesen Sachen, Cänn scheint 
es schon so, daß versucht wird von gewisser Seite 
Mätzchen hier vorzubringen. "ir begrüßen ss, daß 

| Cie übrigen Tarteien unseren Antrags unterstützen, 
I wir sind nicht so kleinlich. 


-— ee rg gr rn 


Nun zur Änderung des $ <4,die der !err 
Schmelzer änzeschnitten hät. ir lehnen im Gegensatz 
zu der Sozi&ldeuokrätie diesen Äntrag ab und halten 
an der a fest, die schon bei Betrie- 
ben bis zu 5 Arbeitern diese Anweldepflicht vorsieht. 
Ich sehe nicht ein, warum wan diess Vorlage nicht 
ennehmen soll. Disser Antrag ist von Seiten der Fär- 
teien der Se eriluste zu begreifen. Wir können 
es nicht verstehen,däß die Soziäldeuokräten darauf 
hereingefällen sind 
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Vorsitzender: Meine Herren! ir konuen zur Abstimmung. 
' Mir stimmen zunächst über säntliche Punkte ab, 
über die in der Kommission kEinstimnigkeit ge- 
herrscht hat, ferner ‚über die Abänderungen, 
die in der Kommission einstimmig erfolgt sind. 
Die weiteren Änderungen ‚die vorgeschlagen wor- 
en sind seitens des Herrn Abgeördneten Schmel- 
zer, haben die Parteien behandelt und dazu das 
Wort ergriffen, sodaß ihre Stellungnahme als 
Gutachten der Parteien anzusehen ist. 


Das lort hat Herr Abgeordneter Kiefer! 


Abg. Kiefer(Z): Die Sache ist die, daß wir uns nächstens 
wieder mit der Angelegenheit zu beschäftigen ha- 
ben. Die Regierungskomnission kann nichts daran 
ändem. Das muß eingesetzt werden. 





Vorsitzender: Sie betrachten das als die Forderung. 
(Zuruf: Ja!) 
Damit ist die Vorlage verabschiedet. 


Wir kommen zu Punkt 2,3 und 4, die zu- 
Saämmengezogen werden. 


Das Wort hat Herr Abgeordneter Reinhard! 


kbg. Reinhard (KP): Herr Präsident, Sie haben verges- 


sen abstimmen zu lassen über die Erhöhung der 
Erwerbslosenunterstützung. 
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(Zuruf des Abg. Kiefer: Das holen wir nach- 
her nach!) 


- Glocke des Vorsitzenden- 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Levacher! 
kbg. Levacher (Z): 


Zu den Fragen gebe ich namens meiner Frak- 
Y 


tion und der on der Deutsch„Sagrländischen 
Volkspartei folgende Erklärung ab. 


-Gloeke des Vorsjtzenden- 


Fürchten Sie nieht, daß ich eben so lange rede, 
wie die Herren vor nir, Die 


ZH PT 


Eerkläsy ne 
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lautet: 


Wir lehnen die beiden Entwürfe ab,da 
sie einen.unzulässigen Eingriff in das 


Selbstverwaltungsrecht der Kommunen und der 
Bevölkerung darstellen. 


Wir wünschen eine Lösung, die es unter 
Wahrung 
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Wahrung der berechtigten Interessen er- j 
möglicht, daß nicht nur das Saargebiet j 
le Aue mit elektrischer Energie und l 
wit Gas aus seiner eigenen Kohle belie- 3 
fert wird, sondern darüber hinaus auch i 
diejenige Ausfuhr von Elektrizität gewähr- 
leistet ist, auf die das Saargebiet ange- 
wiesen ist. Seine wirtschaftliche Stellung 
im Rahmen der deutschen Wirtschaft muß un- 
ter allen Umständen gewährleistet bleiben. " 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Becker! 


Abg. Becker(Z): Meine Herren! Nachdem wir während der 
en) abgelaufenen Legislaturperiode zweimal eine 
Erhöhung der Umsatzsteuer wider unserem Willen 
erfahren haben, haben sofort auch die Aktionen 
eingesetzt, die eine Ausschaltung und Herabsetz 
der Umsatzsteuer bringen mußten. Wir sehen es äuc 
schon bei dieser Vorlage Bsser an bei dem Umsatz- 
steuergesetz sehr viele Daten angeführt sind: 
16.April 1925 Fe Pia 19%, 27.April 
14.September 1927. An allen diesen Tagen haben 
wir uns eingehend mit dem Umsatzsteuergesetz be- 
faßt. In den letzten Tagen haben wir uns wieder 
mit einer Abänderung der Umsatzsteuer befassen 
müssen. Insbesondere mußte für die landwirtschaft- 
liche Produktion, für Brot,Getreide ,‚\iehl usw. die 
Umsatzsteuer in Wegfall kommen. Wenn wir uns nun 
erneut damit beschäftigen müssen, so tun wir das 
außerordentlich ungern. Wir vergessen nicht unsere 

edenken, die wir immer wieder dagegen gehabt ha- 
ben, daß Teillösungen gesucht werden. An dem Um- 
satzsteuer-Gesetz wird immer und immer wieder 
herum geflickt. Wir befürchten, wenn wir der heu- 
tigen Vorlage zustimmen, daß dann die Inangriff- 
nahme der Neform der gesamten Umsatzsteuer ver- 
hindert wird. Wir müssen dazu bemerken,daß die 
Umsatzsteuer ja eine en Mae Inflationssteuer 
ist. Zu Zeiten sinkender verue sucht man Steuem, 
die sich dem gesunkenen Geldwert anpassen,und man 
weiß,daß man vorübergehend in Deutschland fast nur 
mit der Umsatzsteuer gearbeitet hat. Gerade in 
Deutschland war man sich über die Gefahren dieser 
Steuer klar und man hatte sie zunächst nur befri 
stet bis zum 3l.Dezember 193 eingeführt. Daß aus 
dieser Frist nichts wurde ‚steht auf einem Anderen 
Blatt. Es beruht darauf,daß Deutschland durch 
drückende Kontributionslasten und durch die In- 
flation gezwungen war, sie als Steuereinnahmen 
heranzuziehen und neue Finanzquellen zu erschlie- 
Ben. Alle diese Gründe kommen im Saargebiet nicht 
in Frage. Die Frankeninflation, so drückend sie 
war, hat nicht dazu Bar), daß unser ganzes 
Steuer-System verfallen ist, wie das im Reiche war. 
Im Gegenteil,eine Bey?sge NErBIGTLSISTUNE des Fran- 
ken hat dahin geführt, daß_dıe Steuereinnahmen 
Sich wieder erholt haben. Es muß damit gerechnet 
werden, daß für schlechte Franken, die ım Jahre 

2&6 verdient wurden nach dem pre Jährieen Durch- 

Schnitt heute in besseren Franken »teuern bezahlt 
werden müssen. Daß wir eine Kriegskontribution 
nicht bezahlen müssen, wissen wir auch. Warum 
brauchen wir also eine besonders drückende und 
hohe Prsatzsteuer? Es gibt hierfür zwei Lesarten: 
Als wir vor 2 Jahren bei Herrn Finanz-Ninister 
Morize waren und speziell auf die Umsatzsteuer 
hingewiesen und um Herabsetzung gebeten haben 
hat uns Herr Norize gesagt,das ginge noch nicht. 


Eine 
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Eine Zeitlangnszh der Inflation wüßte an immer 
noch die „öglichkeit haben, sich uit der Uusatz- 
steuer zu benelfen. lan wüsse sie also noch bei- 
behalten. Es sind eineinhalb Jahre seitdem ver- 
gangen. Abgesehen davon, daß sich die Verhältnis-- 
se im Saargebiet nicht vergleichen lassen „it den 
Verhältnissen im Reich, waren im Saargebiet nicht 
alle Steuerquellen verfallen. Die zweite Lesart 
heißt einfach: Die Kegierungskonmission ist immer 
noch in so großer Abhängigkeit von Frankreich,daß 
sie eine Umsatzsteuer beibehälten muß,weil Frank- 
reich das wünscht. 


(Zurufe: Sehr richtig !) 


In Frankreich hat uan immer Angst,daß es dem Saar 
ebiet besser gehen könnte wie Frankreich selbst. 
ie Beziehungen zwischen Frankreich und dem »äär- 

gebiet werden durch einen kleinlichen Konkurrenz- 
neid stets vergiftet. Das vor einigen Tagen abge- 
schlossene Saär-AÄAbkoumen ist eine a Illu- 
stration dieser Behauptung. Die \irkung der Umsätz- 
steuer ist Rusordentiich unsozial. Derjenige ‚der 
ein niedrires Einkomwen hat und dieses niedrige 

Einkommen ganz verbräucht, bezahlt von seinew ganzen 

Verbrauch Umsatzsteuer. ‘er ein höheres Einkoumen 

und damit die Möglichkeit hat,einen Teil seines 

Vermögens zurückzulegen, braucht nur von dem Teil 

Umsatzsteuer zu zahlen, den er verbräucht. Die 
reissteigernde ‘irkung der Uusatzsteuer besteht 
arın, daß die Kosten Bar Lebenshaltung nach oben 

Ber inben werden und daß da durch die konkurrenz- 
ähiekeit beeinflußt wird. Dieses iort hat der 

deutsche Finanzuinister keinholdt vor einiger Zeit 

im keich gebraucht, als er eine lierabsetzung der 

Umsatzsteuer beantgugte. Im Saargebict koumat dazu, 

daß wir auf viele Gegenstände,die wir aus irgend- 

welchen Gründen einführen wüssen,noch die hohen 
französischen Zölle zu bezählen haben. ‚ir uüssen 
für diese Gegenstände noch Außerdem eine Einfuhr- 

Unsatzsteuer bezahlen von 2 %. Zu dieser kinfuhr- 

Umsatzsteuer komut eine Uusatzsteuer von je 1,6 % 

beim Großhändler und Einzelhändler. Zusäumen sind 

es 5,2 7, um die die Waren allein durch die Uusatz- 
steuer verteuert werden. Das ist ein unerträglicher 

Zustand. Trotzdem bringt bei uns im Saargebiet auf 


den BI der Bevölkerung gerechnet die Uusatzsteuer, 


obwohl sie doppelt so hoch ist wie im lieich, lange 
nicht so viel ein wie die Umsatzsteuer iu heich. 
Das liest zun großen Teil daran,daß ein großer Teil 
unserer Industrie Export-Industrie ist und der 
Export bei uns nicht zur Umsatzsteuer herangezogen 
wird. Dadurch muß sich auch im’Saargebiet diese 
Umsatzsteuer ganz besonders konsuuentenfeindlich 
und mittelstandsfeindlich auswirken. Es ist für den 
gewerblichen und kaufmännischen wittelstand kaum 
eh, die Umsatzsteuer abzuwälzen, er muß viel- 
mehr einen großen Teil der Umsatzsteuer äus seiner 
eigenen Tasche bezahlen. Er erleidet dadurch eine 

| starke 
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starke Linderung seines Einkowuens, Daß dieser 
Meteo stand iu Snaargebiet - über Cie Lage der 

rbeiterschaäft haben wir heute worgen schon ge- 
sprochen- nicht auf Hosen gebettet ist, brauche 
ich nicht besonders zu BETON. h 

ı einer gerechten Beranzii der 

Koumaseinchen Banane @kulTrekkion gen den klaren 
Wortlaut des Versailler Vertrages, wäre es möglich 

ewesen, die Umsätzsteuer beinahe gänzlich abzu- 

auen. Bei dieser Gelegenheit würde es uns inte- 
ressieren, von der kegierungskomuission zu erfläh- 
ren, welches neue Abkouwen sie wit Frankreich über 
die Steuerleistung der Gruben getroffen hat. Das 
Abkommen ist bereits au 1. April v.J. gekündigt 
worden und soviel wir bekannt ist, muß au l.April 
ds.Js. das neue_Abkonwen in Kraft treten. Ich 
hoffe, daß die hegierungskomission inzwischen 
dem Versailler Vertrag Geltung verschafft hat, 
denn ich kann nicht &ännehuwen, daß die hegierungs- 
komwission inzwischen weiter duldet, daß der 
Versailler zumt stets zu Frankreichs Gunsten 
verletzt und nur dann angewandt wird, wenn er 

egen unsere Interessen ist. "ir Eraä ben, daß die 
nsatzsteuer äuch deshälb abgebaut werden känn, 
weil die Zolleinnahuwen infolge des deutsch-fränzö- 
sischen ”irtschaftsvertrages eine Erhöhung erfah- 
zen haben und weil durch diese Zölle indirekte 
teuern genug aus dem Säarzebiet herausgezogen 
werden. 

Es würds uns auch in teressieren, mit 
welchen Zolleinnahmen wir rechnen können. "Ir sınd 
dem Herrn Präsidenten der Kegierungskoumission- 
denn seiner Initiative ist es ja wohl zu verdanken- 
dänkbar, daß er uns in diesen Fehr zam ersten 
Male sinen Ist= Haushalt vorgelegt hat. Ich nöch- 
te ihn bitten, iu nächsten l!aushaltplan näher än- 
zuführen, welche Erhebungskosten die Zolleinnähwen, 
verursächen. Es ist ja allgewein üblich,daß uan bei 
derartizen Tinnahuen lie Gesaut-Einnäahuen ängibt _ 
und nicht nur den Saldo einsetzt. ‚ir hoffen,daß in 
dieser Beziehung die Aufstellung etwas klärer und 
deutlicher gegeben wird. | 

inige Klagen über die Uusatzsteuer füh- 
re ich nur deshälb an, dauit sie in einem neuen 
Umsatzsteuergesetz ‚das Cie kezierungskowwissıon 
hoffentlich als erste Vorlage deu neuen Lan- 
desrat zugehen lassen wird,berücksichtizgt werden 
können. Es liegen Klagen von Ännoncen-Expeditionen 
vor, bei denen der IR DEBEDE CIRE des Uusatzes,älso 
die vereinnähute Gebühr für Anoncen uusatzsteuer- 
pflichtig gemacht wird. Der Prozentsätz der Pro- 
vision ist aber im Verhältnis zur Gessmtsumue so 
niedrig, daß man unwöglich die Gesautsumme uusatz- 
steuerpflichtig nächen kann. Ahnlich liegen &uch 
die Verhältnisse bei änderen Händelszweigen,insbe- 
sondere beim Lebenswittelgroßhaändel, von dem man 
verlangt, daß er von seiner Bruttoverdienstsuumue 


von 5 - 10 % allein 1,6 2 Uusatzsteuer bezahlen 
soll. Die Landwirtschaft, die iu allgemeinen ja 


uusatzsteuesrfrel 
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unsatzsteuertrei ist, führt Klags darüber, daß für | 
die äuf dem Haln verkaufte Frucht, wenn sie in deı | 
üblichen "c:ise versteigert wird ‚Uusatzsteuer ent- 
richtet Bauen muß. Tie guangt, se bitten die Re- | 
Pt Zunzsk ommission, Pange Kl agen bei einer neuen | 
aldizen Vorlage zu berüicksiec tigen. ! 
Zur Vorläge selbst beuerken wir, daß wir ! 
nur zustiunen in der daß ein gründlicher I 
Abbau der Unsstzsteuer nicht ınausgeschoben wird. 


( Bravo- Rufe !) 


Vorsitzender: Das {ort hat Nerr Staätskouuissar Dr. Heim! 


Staatskounissar Dr. Heim: Meine Herren! Ich muß den Vor- 
wurf, die Kegierungskomuission würde den Friedens- 
vertrag zun Nachteil der Suarbevölkerung auslegen, 
entschieden zurückweisen. 





sale 
\ 


29 PrZ 


bg. Petri _: 





EEE ET TER FRE | ee: ler ER 1: RE FE 


ER RL 
ui 





Pe E 
er BEER 


en Fra pn - Y 
il aA. / 


RE LH Sl, NP TEERST DR ia 
r r ’ m K 72H Leu a 
h ale I 
t { Pia 


Fa u E \ x m,’ NH, er u “ e i u h rs nen 
a ht ee 
Äie . RN ini a Te ' Ru er x DR 0 
A Ja Bun ©." „re RE ET? 





arg Ic, 
LT 
- En! N =! ! 
ee N en il 





ı 
Wr 


nn — Sen 


ag ayasıydm#bousys UEIZRATGAOOS H 7 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Petri! 


Abe. Petri (SP): Meine Herren! Die: Vorlage über die i 
Elektrizitätswirtschaft jp Saargebiet | 


will einen Eingriff in das Selbstbestimuungsrecht | 
der Kommunen. Wohl ist es richtig,daß man gegen | 
die Absichten des R.W.E. ankämpfen muß. Den Ge- | 
meinden, in die bis jetzt das K.w.R. versucht hat, 
einzudringen, ist anzuraten, doch in sächliche 

egenüberstellung der beiden bestehenden Elektro- 
gesellschäften, .W.E. und S.L.E. einzutreten. 
‚ein Gemeinderat oder eine agnnlige Körperschaft 
des Saargebietes kann dem R.\.E. den Vorzug geben, 
wenn die wirtschaftlichen Verhältnisse in erster 
linie Bee rong finden. In Betracht kommt beson- 
ders, daß die Elektrowirtscheft überwiegend auf 
der Saurkohle aufgebaut ist. Das Heranziehen des 
R.”,E. in dem Suargebiet bedeutet also, dem Saur- 
gebiet den Lebensnerv abschneiden. Der Verbrauch | 
von 7 Millionen Kilowattstunden jährlich im Ssar- 
gebiet erfordert eine Förderung von 700 000 Ton- 
nen Kohlen. Das sind 6 % der rer. Das 
"ohl und "ehe des Ssurgebietos hängt von dem Sten- 
de des Seärbergbaues ab. Deß nun unverantwortliche 
Fersonen in den Kommunen des Saurgebietes dazu 
übergehen können, diese wichtige Frage uußer Acht 
zu l&Ssen, ıst uns nicht verständlich. Dazu kount 
noch, d&ß das R.\W.E. in Essen im Rheinland - est- 
«len seinen Sitz het und im Serrgebiet keinen 
Steuertribut leistet. 





(Zuruf des Stsutskomuissers Dr.Hein: Das 
stimmt nicht ! 


Stimwt d&s nicht ? Wenn ich unrichtig inforwiert | 
sein Sollte, so will ich das ern, wenn men j 
mich richtig informiert,berichtigen. Zunächst | 
&be ich meine Informitionen zuf Unterligen &uf- \ 
gebeut, die ich &uch hier zum Ausdruck bringen | 
möchte. Erfreulicherzeise het die preußische Be- | 
Bar noch zur rechten Zeit zum Vordringen des 
.",E. in Ben ep rganger-.dius des Daärgebietes 
eine entscheidende Stellungnchme eingenounen. 
Dieser Hinweis wüßte auch den Geueinderäten des 
Deargebietes genügen, zus eigenem Antrieb zu hin- | 
deln, und ihren Strom zus der Serrkohle oder zus 
der Elektro esellschtft, die hier besteht,zu be- 1 
ziehen, weil wir dies von dem gesunden Sinn der 
Suurbevölkerung, der Gemeinderäte und underer Ver- 
treter erwerten. Deshalb lehnen wir die Vorlıge ub, 
ne das Delbstbestiuuungsrecht der Kommunen 
enfeßt. 
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Die Vorl.ge der 


Ferng&äsversorgung 


ist in ähnlichem Sinne zu bewerten. Sie ist eine 
' Angelegenheit der Komuunen und der Industrie des 
Suergebietes, und muß ebenfzlls ihre Basis auf der 
Suurkohle h&ben. Die Saarkohle ist mit die beste, 
welche sich zur Da TE ENE eignet. Es besteht 
keine Ursache, von außerhalb des Saargebietes Gas 
oder Gäskohle zu beziehen. Wir sind der Meinung, 
daß dieses. Problen ohne zwängsläufiges Gesetz von 
den Interessenten der Kowmunen und der Industrie, 
| sei es des Bergbaues oder der Hüttenwerke, iu In- 
wi. teresse der Sssärwirtschaft gelöst wird. Deshalb leh- 
nen wir &auch diese Vorläge &äb. 





Der Vorlage über die 
Umsätzsteuer 


d.h. betr. Ermäßigung der Uusätzsteuer für Kohlen 
&us Deutschland, stiuuen wir zu. Wir verlangen,daß 
dieselbe Ermäßigung äuf alle anderen \laren ‚die aus 
Deutschlend bezogen werden, eingeführt wird. Die 
Ermäßigung der Uns&ätzsteuer darf jedoch kein Anlaß 
sein, mehr Kohlenmengen aus Deutschland zu beziehen, 
als wie unbedingt zur Kokserzeugung erforderlich 
sind. Die Einfuhr kat > jetzt schon einschließlich 

ohlen, Koks und »riketts, 80 000 Tonnen jährlich, 
er einer Ausfuhr nach Deutschland von über 

00 000 Tonnen. Das Däargebiet als urrüchsiges Berg- 
baugebiet kann naturgemäß nicht als Absatzuwerkt 
anderer Bergbsugebiete gelten, weil dies auf Kosten 
der Bergarbeiter und ihrer Fauilien geht. ir sind 
nicht dävon überzeugt, daß die Kokserzeugung nicht 
&us der S&urkohle ausschließlich erfolgen kann. 

Herr Föchling, das bitte ich etw&s zu beachten,das 
ist für »ie! Auf der Tegung der Fruanzösisch-Seur- 
ländischen Handelskamuer h&t der bkenerallirektor 
der Saurgruben, Herr Defline, erklärt, dıß die 
Wischung von reiner Suurkohle einen Koks erzeuge, 
der zuch für die Hüttenindustrie des suurgebietes ver- 
wendet werden könnte. Das bedäuerliche Unglück zuf 
dem Völklinger Eisenwerk soll därauf zurückzuführen 
sein, d&ß \iischkoks von Fuhr-und Seurkohle Verwen- 
dung f&end, und zwar probeweise, während in &llen 
anderen Hochofenbetrieben des Suursebietes diese 
Verwendung bisher nicht stattgefunden hit, und zuch 
diese anderen Hochöfen von derurtigen Unglücksfäl- 
len verschont geblieben sind. Dies ist eın Beweis, 
d&ß die Einfuhr von huhrkohle begrenzt und einge- 
schränkt werden kenn, d&ß besonders die Kokserzeu- 
gung auf die reine Daurkohle gelegt werden kann. 

er Hiuptgrund &us dem huhrgebiet Kohlen, d.h. Koh- 
R einzuführen, soll in der Freislige sein, 
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"in dem dieser billige Kohlengrieß vom Ruhrgebiet 
dazu dienen soll, die kentebilität der Secrhütten 
zu gewährleisten. Inwiefern d&s zutrifft, dafür bin 
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ich nicht genügend inforwiert. Es soll auch T&tsäche 
sein, d&äß im Saurgebiet nicht genügend von diesen 
winderwertigen Kohlengrieß zu beziehen ist. Aber 
die Frege ist doch &ulzuwerfen, ob nach den hohen 
Trönsportkosten, die der Ruhrkohlen grieß hierher 
zu befördern kostet, __ nicht doch eine endere - 
Kohlensorte nich dem Grieß billiger ist zus den 
Deurgebict, als gegenüber dem huhrkohlengrieß. Wir 
möchten im Interesse des Saarbergbäues und seiner 
Arbeiter hier diese Frage speziell in Erscheinung 
treten lassen. "ir möchten die Interessenten, die 
Hüttenwerksbesitzer darauf aufmerksam wachen, daß 
es doch lediglich &uch für die Zukunftsfrage des 
Saargebietes gelten muß, ihren Koks näch diesen be- 
stehenden Sääarmischungen zu bereiten und dewent- 
sprechend &äuch die Verfähren zu sichern. Es wird 
immerhin für die Zukunft von eminenter Bedeutung 
sein, älle diese Quellen und diese Äbsatzzebiete 
für des Suargebiet &ufrechtzuerhälten, zu_ verbes- 
sern, um dädurch die Kohlenproduktion im Säargebiet 
in ihrer heutigen Höhe &uch bei uns unterzubringen 
und die Arbeiter in ihrer heutigen Anzehl weiter 
. zu beschäftigen. Soweit ich informiert bin, be- 
steht in Heinitz eine Lischenlage von einer solchen 
ae Zusdehnung und von ciner solchen großen FPro- 
uktionsnöglichkiöit, deß die heutige Koksproduktion 
bedsutund überschritten werden kenn,wenn &äuf der 
enderen Seite etwäs mehr zurückgeh.lten wird, die 
Kokskohle zus dem Ruhrgebiet zu beziehen. ir &ppel- 
lieren deshalb an ı.lle zuständigen Fektoren, die 
dafür infrige kommen, besonders un die Hüttenwerke, 
mehr z»ugenuerk dereuf zu legen, nicht irgendwie 
&us politischen liotiven eine Sübotzge der Suurkohle 
in die vege zu leiten, sondern aus den Zukunftser- 
sartungen hier eine Bisis zu schaffen, daß die 
Secrkohle zuch in jeder Beziehung ihre Berücksich- 
tigung findet, und &lle die Stellen mitzerbeiten, 
“s 14a vor weiteren Krisen im Seurgebiet verschont 
eiben. 


(Brivorufe ! der Sozitldemokr.ten. 


Vorsitzender: D&äs ort h:t Herr Stietskomusser Dr. Hein! 


Stzetskomnisse.r Dr. Heim: lieine Herren! Die Verwendung 


dieser Ruhrkohle für Koks ist Per na sehr 
EFInG: Die jährliche Einfuhr beträgt ungsfähr 150 
is 1/70 000 Tonnen. 


Abg. keinhard! 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Reinhard! 


Abg. Reinhard (KP): Meine Herren! Nach unseren Dafür- 
halten wäre es die höchste Zeit, daß die RKegie- 
rungskommission einmal eine Novelle vorlegen wür- 
de, die die gesamte Umsätzsteuerfrage behandelt. | 
Deshalb behandelt, weil diese Frage unhaltbar ge- | 
worden ist hier im Saargebiet. Auf der einen Sei- | 
te betonen die Gewerbetreibenden, daß sie durch | 
diese Umsatzsteuerart, wie wir sıe haben in einer | 
Höhe von 1 V/ 2 von ihnen bezogenen Waren 
durch den verschiedenen Umsatz mehrfäch versteuern 
müssen. Die Tatsache besteht auch. Es liegen dem 
Landesrät diesbezüglich eine gänze heihe Eingaben 
vor von verschiedenen Interessengruppen. Aber das 
ist für uns äls Fraktion nicht däs Entscheidende. 
Für uns ist entscheidend, daß durch die Umsatz- 
steuer die breiten lassen Baker besteuert wer- 
den, deshälb besteuert werden, weil die einzelnen 
Gewerbe diese Umsatzsteuer praktisch auf die Kon- 
Sumenten abwälzen. Wir fordern deshälb nach wie 
vor die restlose Beseitigung der Umsatzsteuer. _ | 
Diese Vorlage müssen wir deshälb ablehnen, weil sie | 
ja wieder eine Umsätzsteuer vorsieht. Außerdem | 
ıst das, was hier der Herr Petri gesagt hat,auch 
unsere Zuffassung in der Frage. Wir haben uns 
Schon in der Kommissionssitzung darüber unterhal- 


hg Te en nenne 
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ten. Ich glaube ‚das ist der Grund, weshalb Herr 
höchling, den dıe Sache je angeht, hier,als Herr 
Petri die Frage änschnitt, das Plenum verlassen 
hat. Es wäre einmal interessant zu hören von ei- 
nem praktischen Hüttennann, wie der Herr Röchling 
sich bezeichnet hat in der Saarbrücker Zeitung, 
wie er über diese Frage denkt. In Wirklichkeit 
ıst es doch so, daß das zutrifft, daß die Peya- 
telisten ihre Ware dort kaufen, wo sie an bil- 

| ligsten ist. Luch die gesante Besteuerung des 
naargebietes ist von uns schon sehr oft genügend 
Kae gekennzeichnet worden. 





Nun zu den beiden änderen Vorlagen, die 


Regelune der Ferneäasversorzune und der 
een 


a Dazu muß ebenfalls festgestellt werden, daß der 

| Interessenkempf, der sich hier abspielt um den 
ebsatzmarkt des Stromes von verschiedenen kapi- 
talistischen Konzernen win vielen Fragen nach 

| unserem Dafürhälten von den Kommunen unterstützt 

| wird. {uf der einen Seite stehen doch hier die 

es elektrischen Betriebe der u eg 

| ' der Firma höchling u.a. auch ein kommunaler 

en Betrieb in Saarlouis. Auf der anderen Seite sind | 

me es die Betriebe der Vereinigten Westfälischen | 
Elektrizitätsgesellschaft, die sich hier um den | 
‚bsatz streiten. Die neugegründete Vertriebs- _ | 
gesellschaft S.L.E. ist praktisch hier nicht eine 


FIG: 


Gesellschaft 
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Gesellschaft, die kommunalen Strom vertreibt,son- 
dern eine Gesellschaft,die kapitalistischen Strom 
vertreibt. Der Herr höchling hat es sehr gut ver- 
standen,unter Ausnutzung der Kommune seine Inte- 
ressen wahrzunehmen. Wenn wir Kommunisten in die- 
ser Frage für die S.L.E. eintreten, so nur unter 
bestimmten Voraussetzungen. 
Erstens fordern wir, daß der Strom in 
erster Linie aus dem Kreiskommunalkraftwerk Saar- 
louis bezogen werden muß,dann, daß sofort der 
Kampf gegen dieses Kraftwerk eingestellt werden 
muß, der von Seiten der S.L.E. geführt wird mit 
dem Ziele, dieses Kraftwerk dem Kraftwerk in Wehr- 
den anzuschließen. Wir fordern deshalb, weil wir 
als Kommunisten grundsätzlich für die Kommunali- 
sierung der gesamten Elektrizitätswirtschaft ein- 
treten. Ferner fordern wir, daß die Strompreise 
für die werktätige Bevölkerung unbedingt ermäßigt 
werden. Die Unterlagen sind vorhanden, daß z.B. 
der Strom der S.L.E. aus dem Kraftwerk Wehrden 
ungeheuere Profite abwerfen muß auf Grund der 
festgestellten Produktionskosten zur Erzeugung 
dieses Stromes. Es steht ferner fest, daß die 
Firma Röchling aus diesem Werk viele tausende von 
Kilowatt pro Jahr umsonst bezieht. Wir wenden uns 
dagegen, daß diese kommunale Gesellschaft S.L.E. 
heute von Kapitalisten dazu ausgenützt wird, ihre 
Profite zu sichern. Das ist auch nach unserer 
Meinung das Bestreben der Bergwerksdirektion und 
der gemischtwirtschaftlichen Aktiengesellschaft 
des Kraftwerkes Wehrden. Und das hat nach unserer 
Meinung dazu geführt, daß die Regierungskomnis- 
sion diese beiden Verordnungen vorgelegt hat. 
Wir wissen auch, daß diese vorgelegten Novellen 
hier Gesetz werden. Wir wissen genau so gut wie 
die übrigen Fraktionen, daß sie Gesetz werden. 
auch dann, wenn sie einstimmigs abgelehnt werden. 
Die übrigen Fraktionen aber werden der Regierung 
in dieser Frage _die Möglichkeit geben, diese Ver- 
ordnungen zu erlassen, weil sie der Regierung nach 
wie vor das Vertrauen geben. Gewiß ‚Sie werden 
gegenüber den Kommunen sagen, wir sınd nicht 
Schuld, wir haben das Gesetz abgelehnt. Aber der 
Versailler Vertrag sagt uns, daß die Regierung 
nicht danach zu Kragen braucht, sondern sie 
braucht Sie nur zu hören. Wenn die übrigen Par- 
- teien die Inkraftsetzung dieser „Verordnung nicht 
wünschten, ‘dann würde sie genau so handeln wie 
in der Aufwertungsvorlage. Weil Sie sich vor den 
Wahlen nicht entscheiden wollen, deshalb wird die 
Vorlage :&# . nicht verabschiedet,da sie wis- 
sen, daß die Vorlage nach der Verabschiedung Ge- 
setz wird. Unsere Fraktion protestiert auf das 
schärfste gegen dıese beiden Vorlagen. Erstens 
einmal deshalb,weil, wie ich schon bewiesen habe, 
dadurch nur die Wege geebnet werden,um die be- 
stehenden kommunalen Kraftwerke für die Kapita- 
listen auszunützen. Es steckt nichts dahinter, 
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wie privatkapitalistische Bestrebungen. Besonders 
interessiert ist auch die Bergwerksverwaltune. 

Und deshalb sind diese Vorlagen zweifellos geboren 
worden, um zu einem Schlag gegen die Koununen 
werden zu können. 
| Wir müssen deshalb die Vorlagen ableh- 
nen, und wir protestieren dagegen, daß die Re je- 
rung hier ee im Interesse einer Kapitali- 


stengruppe versucht, die Kommunen unmöglich zu 
machen. 


- Glocke des Vorsitzenden- 


| 
! 
# 
N 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Schmelzer! 





Abg. Schmelzer (DSV): Wir stimmen der Vorlage zu,was 
nic 


bedeuten soll, daß wir ein Freund der In- 
satzsteuer sind. 


en ur . 


Vorsitzender: Neine Herren! Die Abstimmung über die Vor, 


lagen 2 und 3 ergibt also eine einstimmige Ableh- 
nung. 


ur 


- em, 


Wir haben nun abzustimmen über die Vor- 
lage 4 betr. Umsatzsteuer. Wer für die Vorlage 
ist, möge die Hand erheben. Mit allen gegen die 
Stimmen der Kommunisten angenommen. 


Wir kommen nun zu Punkt 5 der Tagesordnung 


Abänderung des 8 4 der Kreisordnung. 


Das Wort hierzu hat Herr Abgeordneter 


betr.: 


S4Yy249g ayasıyd »ıBbous,T Uar>2Nn1GT40OS H7 


Gärtner! 


Abs. Gärtner (Z): Mit Rücksicht auf die vorgeschritte- 
ne Zeit will ich mich kurz fassen. Die Anregungen 
des Ländesrates sind erfreulicherweise von dem 
Kreise Ottweiler und der Stadt Neunkirchen gut 
Be preomuen worden, die dahin gingen, daß eine 

gütliche nero inbärung ad werden solle. In- 

zwischen haben die Verhandlungen zum Abschluß | 
eines Vertrages geführt, der eine starke finanziel- 
le Bindung enthält. Das zum Ausdruck gebrachte 

Barpaeibige Verständnis wird der Boden sein, auf 

em die kommunalen Interessen beiderseits am 
besten geregelt sein werden. Die Zentrumsfraktion 
begrüßt diesen Geist, kann aber nicht umhin, die 

Vorlage abzulehnen. 
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Abg. Petri: 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Fetri! 


Abg. Petri (SP): Meine Herren! Die Vorlage ist nach der | 
Verständigung zwischen dem Kreise Üttweiler und | 
der Stadt Neunkirchen als überflüssig anzusehen. | 
Wozu noch ein Gesetz erlassen, wenn die beiden | 
Faktoren nun einig geworden sınd. Die Befürchtung, j 
daß Ottweiler nicht mehr existenzfähig sei, wenn 
die Stadt Neunkirchen ausscheidet, is hinfällig 
geworden, nach dem Vertrag der zustande gekommen. 
ist und nach dem die zen Neunkirchen sich bereit 
erklärt hat, in solchen leilen die Belastung zu 
übernehmen, die sie bisher dem Kreis gegegüber 
übernommen hatte, so die Unterhaltung der Kreis- 
straßen, die Übernahme von Personal, einmalige 
Entschädigung von 1,2 Millionen Mark für den Un- 
terhalt der Straßen, dies gibt eine Gewähr. Das 
besagt auch die hesolution, die der Kreistag in 
seiner Sitzung angenommen hat: 





" Ausgehend von der Annahme, daß die zu- 
ständigen Stellen trotz aller Bedenken, welehe 
die Nichtneunkirchener Nitglieder des Kreis- 
tages und die Kreisverwaltung hegen, dem An- 
trage der stadt Neunkirchen auf Ausscheidung 
aus dem Kreise zustimmen werden, bittet der 
Kreistag, daß der für den Kreis Ottweiler 
daraus erwächsenden a Lage Rech- 
nung getragen wird und alle Naßnahmen vorge- 
sehen werden, die erforderlich sind, um den 
Kreis lebensfähig zu erhalten. Der von 
Kreis=und Stadtverwaltung aufgestellte und 
von der stadtverordnetenversammlung Neun- 
kirchen inzwischen angenommene ÄAusscheidungs- 
vertrag kann als ein für die nächsten Jahre 
ausreichendes Mittel zu diesem Zwecke ange- 
sehen werden. Mit diesem Vorbehalt stimm 
der Kreistag den im re 

er 
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vorgesehenen Bestimmungen für den Fall 
Ausscheidung der Stadt Neunkirchen zu. ' 


Aufgrund dessen ist pie Yortage hinfällig und wir, 
lehnen die Vorlage ab. 


Vorsitzender; Das Wort hat Herr Abgeordneter Reinhara! 


Abg. Reinhard (KP): Meine Herren! Ich habe schon in der 
Kommission darauf hingewiesen, daß die kon- 
munistische Fraktion diese Vorlage _. 
ablehnt, dab sie aber außerdem bei dieser 
"epmsit nach wie vor auf dem Standpunkt 
steht, daß der verbleibende Restkreis Dtt- 
weiler nicht mehr in der Lage ist,ohne Er- 
höhung der Steuern über das jetzige Niveau 
hinaus zu existieren. Aus diesem Grunde 
stehen, Aus diesem Grunde steht, unsere Frak- 
tion auf dem Standpunkt, daß unbedingt von 

| | Seiten der Kreiseingesessenen von Ottweiler 

on und St.Wendel 
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ot. Wendel dahingehend gewirkt werden muß, daß 
eine Verschmelzung durchgeführt wird, weil damit 
die FInSpAgung <ines esamten Verwaltungskörpers 
möglich ist, Wir glauben, daß das die einziee 
Möglichkeit ist, um dort eine une der Steu- 
ern für die Zukunft verhindern zu Önnen. Aus 
diesem Grunde lehnen wir die Vorlage ab. Wir wer- 
en näch wie vor darauf sehen, daß die beiden 


Kreise zu einem einheitlichen Kreise zusammenge- 
führt werden. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Hoffmann! 


Abg. Hoffmann(SP): Ich hätte noch etwas zu sagen. Es 
liegt uns ein Antrag von einer Soziäalrentner-Ver- 
einıgung betr. Steuer-Ermäßigung für Sozialrent- 
ner vor. Ich kann darauf hinweisen, daß wir sei- 
nerzeit im Landesrat zu der Frage Stellung genon- 
men haben und einen Antrag einbrachten. 

Wir unterstützen diesen Talea bedauern 

Jedoch, daß die Antragsteller die Verhältnisse 
nicht einmal kennen. Nach den jetzigen Verhält- 
nıssen muß ein Knappschaftsinvälide, wenn er 
30 Jahre aufweisen kann, von den Betrag von 

46.-Franken seiner Pension Steuern zahlen. Er 
zahlt 140,76 Franken Jahressteuer bei 6 %. Das 
Scheint jeaode untragbar zu sein, sodaß wir die 1 
Tendenz des Antrages unterstützen. 





Vorsitzender:Wegen dem „ufwe riungagesetz möchte ich 
noch eine Aufklärung geben. Nie Ihnen bekannt ‚ist 
die Vorlage am 2%4.Februar dem Büro des lLandesrates 
zugegangen. Sie ging dann am gleichen Tage den NMit- 
gliedern zu. Nac Kücksprache mit den Parteien 
1St bereits am 3.Februar zu einer ersten Komnis- 
Slonssitzung auf den 8. Februar eingeladen worden. 
Am 10. Februar wurde zu einer zweiten Kommissıons- 
Sitzung auf den 15.Februar eingeladen. In dieser 
Sitzung wurden eine neihe sehr wichtiger Anfragen 
an die Regierungskommission gerichtet, auf welche 
die Antworten erst am &8.Februar eingegangen sind. 

„Februar wurden diese den Mitgliedern des 
Landesrates zugestellt. Ich werde im laufe dieser 
Woche mit den Parteien Rücksprache nehmen, um den 

Simın einer neuen Kommissions-Sitzung festzulegen. 
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Ich schließe hiermit die Sitzung. 
Schluß 1 Uhr 35 Minuten. 


FREI: 
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